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der Evangelischen J(irche In Deutschland 
Heft 2, Jahrgang ·1992 · Ausgegeben: Hannover, den 15. Februar 1992 

A. Evangelische Kirche in Deutschland 

Nr.13* Vereinbarung zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Evangelischen Kirche in 
Deutschland über die Erstattung von Unfall­
fürsorgeaufwendungen für Militärgeistliche 
im Nebenamt . 

Vom 13. November 1991. 

Artikel1 

(1) Aufgrund Artikel2 Absatz 2 in Verbindung mit Arti­
kel 3 Absatz 2 des Vertrages der Bundesrepublik Deutsch­
land mit der Evangelischen Kirche in Deutschland zur Re­
gelung der evangelischen Militärseelsorge vom 22. Februar 
1957 verpflichtet sich die Bundesrepublik Deutschland, ver­
treten durch den Bundesminister der Verteidigung, den 
evangelischen Landeskirchen die Aufwendungen im Ein­
zelfall zu erstatten, die diese den Militärgeistlichen im Ne­
benamt als Unfallfürsorge gewähren. 

(2) Voraussetzung ist, daß der Militärgeistliche den Un­
fall in Ausübung seines Nebenamtes erlitten hat und die 
übrigen Tatbestandsmerkmale des (entsprechend anzuwen­
denden) § 31 Beamtenversorgungsgesetz (in der jeweils 
gültigen Fassung) vorliegen. Die Höhe der Erstattung darf 
den Betrag nicht übersteigen, der einem vergleichbaren 
Bundesbeamten zustehen würde. 

Artikel2 

Die Erstattungsforderungen der evangelischen Landes­
kirchen werden vom Evangelischen Kirchenamt für die 
Bundeswehr abgewickelt. Sie müssen nach Grund und Höhe 
prüffähig und vom kirchlichen Rechtsträger sachlich und 
rechnerisch festgestellt sein. 

Bon n, den 13. November 1991 

Für die Bundesrepublik 
Deutschland 

Der Bundesminister 
der Verteidigung 

Im Auftrag 

Krusenotio 

Für die Evangelische 
Kirche in Deutschland 

Der Bevollmächtigte des Rates 
der Evangelischen Kirche 

in Deutschland 
am Sitz der Bundesrepublik 

Deutschland 

Im Auftrag 

Dr. Gaertner 

Nr.14* 23. Änderung der Satzung der Kirchlichen 
Zusatzversorgungskasse Darmstadt. 

Der Verwaltungsrat der Kirchlichen Zusatzversorgungs­
kasse Darmstadt hat in seiner Sitzung am 11. Oktober 1991 

die 23. Änderung der Satzung der Kasse beschlossen. Die 
Gewährleistungsträger haben die erforderlichen Zustim­
mungserklärungen abgegeben; die Versicherungsaufsicht -
Das Hessische Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und 
Technologie- hat die Änderung mit Schreiben vom 16. De­
zember 1991 - II b 22- 39 e 10.01 -genehmigt. Sie wird 
nachstehend gemäß § 2 Abs.2 Satz 3 der Satzung veröffent­
licht. 

§ 71 Abs.1 Satz 4 der Satzung erhält folgenden Wortlaut 

»Der Umlagesatz beträgt vom 1. Januar 1992 an 5,75 v. H.« 

Darmstadt, den 7. Januar 1991 

Kirchliche Zusatzversorgungskasse Darmstadt 
- Anstalt des öffentlichen Rechts -

Der Vorstand 

Dr. Gebhard 
Vorsitzender 

Nr.15* 24. Änderung der Satzung der Kirchlichen 
Zusatzversorgungskasse Darmstadt. 

Der Verwaltungsrat der Kirchlichen Zusatzversorgungs­
kasse Darmstadt hat in seiner Sitzung am 11. Oktober 1991 
die 24. Änderung der Satzung der Kasse beschlossen. Die 
Gewährleistungsträger haben die erforderlichen Zustim­
mungserklärungen abgegeben; die Versicherungsaufsicht -
Das Hessische Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und 
Technologie- hat die Änderung mit Schreiben vom 16. De­
zember 1991 - II b 22 -39 e 10.01 -genehmigt. Sie wird 
nachstehend gemäß§ 2 Abs.2 Satz 3 der Satzung veröffent­
licht. 

§ 1 

Änderung der Satzung 

1. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 4·werden die Worte »Satz 1 Buchst. 
a« gestrichen. 

b) In Absatz 4 werden die Worte »Satz 1« gestrichen. 

2. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 Buchst. b erhält folgende Passung: 

»b). der nach seinem Arbeitsvertrag in diesem Arbeits­
verhältnis nicht im Sinne des§ 8 Abs. 1 SGB IV­
ohne Berücksichtigung des § 8 Abs. 2 SGB IV -
geringfügig oder nicht im Sinne des § 3 Buchst. n 
BAT nebenberuflich beschäftigt wird oder nicht 
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als Studierender nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB V ver­
sicherungsfrei ist und« 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

»(2) Ein Mitarbeiter, der in regelmäßiger Wie­
derkehr für eine jahreszeitlich begrenzte Tätigkeit 
als Saisonarbeitnehmer befristet beschäftigt wird, 
unterliegt unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 
vom Beginn der zweiten Saisonbeschäftigung an der 
Versicherungspflicht.« 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

3. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

»(1) 1Ausgenommen von der Versicherungs­
pflicht (versicherungsfrei) ist ein Mitarbeiter, der für 
nicht mehr als zwölf Monate eingestellt wird, es sei 
denn, daß er bis zum Beginn des Arbeitsverhältnis­
ses Versicherter, Versorgungsrentenberechtigter 
oder Versicherungsrentenberechtigter der Kasse 
oder einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung, 
von der seine Versicherung zur Kasse übergeleitet 
wird, gewesen ist. 2Wird das Arbeitsverhältnis über 
zwölf Monate hinaus verlängert oder fortgesetzt, so 
tritt die Versicherungspflicht von dem Beginn des 
Arbeitsverhältnisses an ein. 'Ein Mitarbeiter ist fer­
ner versicherungsfrei für eine Teilzeitbeschäftigung, 
die während eines Erziehungsurlaubs nach dem 
Bundeserziehungsgeldgesetz ausgeübt wird.« 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

»(2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht für den Saisonar­
beitnehmer, der der Versicherungspflicht nach§ 16 
Abs. 2 unterliegt.« 

c) Absatz 3 Buchst. c wird unter Beibehaltung der Be­
zeichnung gestrichen. 

4. In§ 28 Abs. 3 Satz 1 Buchst. c werden die Worte »Abs. 
1 Satz 1 Buchst. b Doppelbuchst bb« durch die Worte 
»Abs. 2« ersetzt. 

5. In§ 31 Abs. 1 werden die Worte »34 a« durch die Wor­
te » 34 b« ersetzt. 

6. § 34 a erhält folgende Fassung: 

»§ 34a 

Sonderregelung bei Teilzeitbeschäftigung 

( 1) Für den Pflichtversicherten, der nach dem 31. De­
zember 1981 mit einer arbeitsvertraglich vereinbarten 
durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Ar­
beitszeit beschäftigt gewesen ist, die weniger als die 
durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 
eines entsprechenden vollbeschäftigten Mitarbeiters be­
tragen hat, ist die Gesamtversorgung mit den sich aus 
den Absätzen 2 bis 5 ergebenden Maßgaben zu errech­
nen. 

(2) 1Für jeden Versicherungsabschnitt (§ 11 Abs. 3 
Satz 3 Buchst. a) ist ein Beschäftigungsquotient zu bil­
den. 2Er ist auf zwei Stellen nach dem Komma ge­
meinüblich zu runden und wird höchstens mlt 1,00 
berücksichtigt. 'Der Beschäftigungsquotient ist für je­
den V ersicherungsabschnitt, in dem der Pflichtversi­
cherte 

a) vollbeschäftigt gewesen ist oder als vollbeschäftigt 
gilt ( § 11 Abs. 3 Satz 6), die Zahll,OO, 

b) teilzeitbeschäftigt gewesen ist, die Zahl, die sich er­
gibt, wenn die Zahl der mit dem Pflichtversicherten 
für den Versicherungsabschnitt arbeitsvertraglich 
vereinbarten durchschnittlichen regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitsstunden durch die Zahl der für 
einen entsprechenden vollbeschäftigten Mitarbeiter 
für denselben Zeitraum maßgebenden tarifvertragli­
ehen oder betriebsÜblichen durchschnittlichen regel­
mäßigen wöchentlichen Arbeitsstunden geteilt wird. 

(3) 1Aus den Beschäftigungsquotienten ist ein Ge­
samtbeschäftigungsquotient zu bilden. 2Gesamtbeschäf­
tigungsquotient ist die Zahl, die sich ergibt, wenn 

a) der Beschäftigungsquotient eines jeden Versiche­
rungsabschnitts mit der Zahl der Umlagemonate die­
ses Versicherungsabschnitts vervielfacht wird, 

b) die Ergebnisse nach Buchstabe a addiert werden, 

c) das Ergebnis nach Buchstabe b durch die Zahl der 
Umlagemonate nach§ 33 Abs. 1 geteilt und 

d) das Ergebnis nach Buchstabe c auf zwei Stellen nach 
dem Komma gemeinüblich gerundet wird. 

( 4) 1Liegen in dem nach§ 34 Abs. 1 Satz 1 für das 
gesamtversorgungsfähige Entgelt maßgebenden Be­
rechnungszeitraum Versicherungsabschnitte mit einem 
Beschäftigungsquotienten unter 1 ,00, ist für diese Versi­
cherungsabschnitte als zusatzversorgungspflichtiges 
Entgelt im Sinne des § 34 Abs. 1 Satz 1 der Betrag zu­
grunde zu legen, der sich ergibt, wenn das diesen Versi­
cherungsabschnitten zuzuordnende zusatzversorgungs­
pflichtige Entgelt im Sinne des § 34 Abs. 1 Satz 1 durch 
den Beschäftigungsquotienten des jeweiligen Versiche­
rungsabschnitts geteilt wird. 2Ist das gesamtversor­
gungsfähige Entgelt nach § 34 Abs. 2 zu ermitteln, ist 
Satz 1 entsprechend anzuwenden, wenn sich für den 
maßgebenden Bemessungsmonat ein Beschäftigungs­
quotient unter 1,00 ergibt. 

(5) 1Der sich nach § 32 Abs. 2 und 3 - ohne die Be­
grenzung auf 75 v. H.- ergebende Bruttoversorgungs­
satz und der sich nach § 32 Abs. 3 b - ohne die Begren­
zung auf 89,95 v. H.- ergebende Nettoversorgungssatz 
sind entsprechend dem Gesamtbeschäftigungsquotien­
ten herabzusetzen. 2Das Ergebnis ist gemeinüblich auf 
zwei Stellen nach dem Komma zu runden. 'Dabei ist der 
Bruttoversorgungssatz mit höchstens 75 v. H. und der 
Nettoversorgungssatz mit höchstens 89,95 v. H. zu 
berücksichtigen.« 

7. Es wird folgender§ 34 b eingefügt: 

»§ 34 b 

Sonderregelung bei Beurlaubung und Vorruhestand 

(1) Für den Pflichtversicherten, der 

a) nach dem 31. Dezember 1985 ohne Arbeitsentgelt 
beurlaubt worden und ununterbrochen länger als 
zwölf Moriate - bei Inanspruchnahme des Erzie­
hungsurlaubs nach dem Bundeserziehungsgeldge­
setz länger als dessen Dauer - ohne Arbeitsentgelt 
beurlaubt gewesen ist (Beurlaubung), 

b) nach dem 30. April 1984 aufgrund einer Regelung 
im Sinne des § 28 Abs. 5 a aus dem Arbeitsverhält­
nis ausgeschieden ist (Vorruhestand), 

ist die Gesamtversorgung mit den sich aus den Absätzen 
2 bis-4 ergebenden Maßgaben zu errechnen. 

(2) 1Bei Anwendung des § 33 Abs. 2 sind die Zeiten 
der Beurlaubung und die Zeiten, die nach dem Tage lie­
gen, an dem die Pflichtversicherung wegen Eintritts in 

• 
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den Vorruhestand geendet hat, unberücksichtigt zu las­
sen. 2In den Fällen des Absatzes 1 Buchst. a gilt Satz 1 
nicht für 

a) Zeiten einer Beurlaubung, während derer der Pflicht­
versicherte aufgrund eines anderen Arbeitsverhält­
nisses bei der Kasse oder bei einer Zusatzversor­
gungseinrichtung, von der seine Versicherung zur 
Kasse übergeleitet wird, pflichtversichert gewesen 
ist, 

b) Zeiten einer Beurlaubung, für die Umlagen nach § 62 
Abs. 7 Satz 7 entrichtet worden sind, 

c) Zeiten der Kindererziehung, die nach§ 1227 a RVO, 
§ 2 a A VG, § 29 a RKG bei der Bemessung der Ren­
te aus der gesetzlichen Rentenversicherung berück­
sichtigt sind. 

(3) 1In den Fällen des Absatzes 1 ist entsprechend 
§ 34 a Abs. 2 und 3 ein Gesamtbeschäftigungsquotient 
zu bilden; dabei ist § 34 a Abs. 3 mit der Maßgabe anzu­
wenden, daß die Zahl der nach Buchstabe c zu berück­
sichtigenden Umlagemonate um die Zahl der Monate ei­
ner Beurlaubung zu erhöhen ist; für Zeiten einer Teil­
zeitbeschäftigung (§ 34 a Abs. 1) sind auch Beschäfti­
gungsquotienten der entsprechenden V ersicherungsab­
schnitte (§ 34 a Abs. 2 Satz 3 Buchst. b) bei der Ermitt­
lung des Gesamtbeschäftigungsquotienten zu berück­
sichtigen. 2Für die Ermittlung der Gesamtversorgung ist 
§ 34 a Abs. 5 entsprechend anzuwenden. 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten nicht für Zeiten einer 
Beurlaubung, für die der Beteiligte vor Antritt des Ur­
laubs ein dienstliches oder betriebliches Interesse an der 
Beurlaubung schriftlich anerkannt und während des Ur­
laubs eine monatliche Sonderzahlung in Höhe von 7 v. 
H. des in sinngemäßer Anwendung des § 47 Abs. 1 je­
weils anzupassenden zusatzversorgungspflichtigen Ent­
gelts, für das im Monatsdurchschnitt des der Beurlau­
bung vorangegangenen Kalenderjahres Umlagen ent­
richtet worden sind, geleistet hat.« 

8. In§ 104 Abs. 3 Satz 4 werden nach den Worten»§ 34 a« 
die Worte »oder § 34 b« eingefügt. 

9. § 105 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte >>Und 34 a« 
durch die Worte »bis 34 b« ersetzt. 

b) Es wird folgender Absatz 5 angefügt: 

»(5) Für den Versorgungsrentenberechtigten und 
den versorgungsrentenberechtigten Hinterbliebenen, 
deren Versorgungsrente unter Anwendung des § 34 a 
in der vor dem 1. April 1991 geltenden Fassung be­
rechnet worden ist, sind § 34 a und § 34 b in der vom 
1. April 1991 an geltenden Fassung erstmals zu dem 
Zeitpunkt anzuwenden, zu dem nach dem 31. März 
1991 eine Anpassung nach§ 47 Abs. 1 oder eine Neu­
berechnung nach § 46 a durchzuführen ist. 

§2 

Übergangsvorschrift 

Ist bei einem Mitarbeiter, für den die Pflicht zur Versi­
cherung aufgrund der 24. Änderung der Satzung entsteht, 
durch einen nach dem Inkrafttreten, aber vor der Anmel­
dung zur Pflichtversicherung erlittenen Arbeitsunfall der 
Versicherungsfall eingetreten, ist der Mitarbeiter gleich­
wohl anzumelden. 

§3 

Satzungsergänzender Beschluß 

Eine Pflichtversicherung kann von einem Arbeitgeber 
durch schriftliche Vereinbarung aufrechterhalten werden, 
wenn der Pflichtversicherte im Gebiet des nach Artikel 3 
des Einigungsvertrages im öffentlichen oder kirchlichen 
Dienst als Arbeitnehmer oder Mitarbeiter beschäftigt wird. 

§4 

Inkrafttreten 

Die §§ 1 und 2 treten am 1. April 1991 in Kraft. § 3 tritt 
mit Wirkung vom 3. Oktober 1990 in Kraft. 

Darmstadt, den 7. Januar 1991 

Kirchliche Zusatzversorgungskasse Darmstadt 

- Anstalt des öffentlichen Rechts -

Der Vorstand 

Dr.Gebhard 

Vorsitzender 

B. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 

Evangelische Kirche der Union - Bereich Ost -

Nr. 16* 2. Kirchengesetz zur Ausführung des Pfarrer­
dienstgesetzes des Bundes der Evangelischen 
Kirchen in der DDR (2. Pfarrerdienstrechts­
ausführungsgesetz). 

Vom 29. Apri11990. 

Die Synode der Evangelischen Kirche der Union - Be­
reich DDR - hat aufgrund des Artikels 6 der Ordnung der 
Evangelischen Kirche der Union zur Änderung und Ergän-

zung des Pfarrerdienstrechtsausführungsgesetzes vom 4. Ju­
ni 1983 (MB11984 S. 35) beschlossen: 

§ 1 

§ 14 Absätze 1, 2 und 4 des Pfarrerdienstrechtsaus­
führungsgesetzes erhalten folgenden Wortlaut: 

(1) Eine Pastorin, die an der vollen Ausübung ihres · 
Dienstes durch familiäre Verhältnisse gehindert ist, kann 
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auf ihren Antrag vom Konsistorium (Landeskirchenrat) bis 
zur Höchstdauer von sechs Jahren vom Dienst freigestellt 
werden. Die Freistellung hat in der Regel den Verlust der 
Pfarrstelle zur Folge. Bei einer Freistellung bis zur Dauer ei­
nes Jahres kann die Pfarrstelle der Pastorin belassen werden. 
Gemeindekirchenrat und Kreiskirchenrat sind vor der Ent­
scheidung des Konsistoriums (Landeskirchenrats) zli hören. 

(2) Wird die Pastorin nach einer Geburt im Anschluß an 
den Wochenurlaub entsprechend der allgemeinen Bestim­
mungen freigestellt, behält sie in .der Regel die Pfarrstelle. 
Ist eine ausreichende Vertretung in der Pfarrstelle nicht ge­
währleistet, so kann das Konsistorium (Landeskirchenrat) 
für die Zeit nach Vollendung des 1. Lebensjahres des Kin­
des den Verlust der Pfarrstelle beschließen, wenn der Kreis­
kirchenrat es beantragt. Der Gemeindekirchenrat ist zuvor 
zu hören. 

(4) In besonders begründeten Fällen kann eine Freistel­
lung nach der Geburt eines Kindes oder aus anderen fami­
liären Gründen auch einem Pfarrer gewährt werden. Die 
Absätze 1 bis 3 findeQ. entsprechende Anwendung. 

§2 

Es wird in das Pfarrerdienstrechtsausführungsgesetz ein­
geführt: 

§lOa 

(zu § 25 Pfarrerdienstgesetz) 

(1) Der Pfarrer ist während seiner Entsendung in eine 
Pfarrstelle verpflichtet, an der vom Rat oder der zuständigen 
Kirchenleitung bestimmten Weiterbildungsveranstaltung 
teilzunehmen. Dazu wird er vom Konsistorium (Landeskir­
chenrat) einberufen. 

(2) Die Übertragung einer Pfarrstelle kann aufgeschoben 
werden, bis der Pfarrer der Verpflichtung nach Absatz l 
nachgekommen ist. Die Möglichkeit, ein Verfahren wegen 
der Verletzung der Dienstpflichten einzuleiten, bleibt un­
berührt. 

Dieses Kirchengesetz wird durch den Rat gemäß Artikel 
7 Absatz 2 der Ordnung der EKU in Kraft gesetzt. 

Be rl in, den 29 April1990 

Synode der EKU 

-Bereich DDR­

Affeld 

Nr. 17* Beschluß betreffend Außerkraftsetzung der 
Verordnung über die Vertrauensausschüsse 
vom 4. Oktober 1966. 

Vom 2. Oktober 1991. 

Die Verordnung über die Vertrauensausschüsse vom 4. 
Oktober 1966 wird für die Evangelische Kirche der Union 
mit Wirkung vom 31. Dezember 1991 außer Kraft gesetzt. 

Be r l in, den 2. Oktober 1991 

DerRatder 
EvangeliscJten Kirche der Union 

- Bereich Ost -

Dr .. Ro g g e 

Vorsitzender 

Nr.18* Ordnung über das Verfahren zur Regelung 
der Arbeitsverhältnisse der kirchlichen 
Mitarbeiter (Arbeitsrechtsregelungsordnung 
Evangelische Kirche der Union). 

Vom 3. Dezember 1991. 

§ 1 

Grundsatz und Geltungsbereich 

(1) Kirchlicher Dienst ist durch den Auftrag der Verkün­
digung des Evangeliums in Wort und Tat bestimmt. Die Er­
füllung dieses Auftrages erfordert eine vertrauensvolle, 
partnerschaftliehe Zusammenarbeit von kirchlichen Lei­
tungsorganen und kirchlichen Mitarbeitern, die auch in der 
Gestaltung des kirchlichen Arbeitsrechts ihren Ausdruck 
findet. 

(2) Diese Ordnung gilt, sofern nicht etwas anderes be­
stimmt ist, für die Evangelische Kirche der Union und die­
jenigen ihrer Gliedkirchen, die einer Arbeitsrechtssetzung 
nach dieser Ordnung mit Wirkung auch für den gliedkirch­
lichen Bereich zugestimmt haben. 

(3) Sie gilt auch für die gliedkirchlichen diakonischen 
Werke und deren Einrichtungen, soweit deren zuständige 
Organe die Anwendung dieser Ordnung beschlossen haben. 

§2 

Bildung und Aufgaben einer 
Arbeitsrechtlichen Kommission 

(1) Für die Regelung und Fortentwicklung der Arbeits­
bedingungen der privatrechtlich beschäftigten Mitarbeiter 
der Evangelischen Kirche der Union und der beteiligten 
Gliedkirchen einschließlich deren Kirchenkreisen, Kirchen­
gemeinden, kirchlichen V er bänden, Einrichtungen und 
Werken sowie kircheneigenen Anstalten und Stiftungen 
wird eine Arbeitsrechtliche Kommission gebildet. 

(2) Die Kommission hat die Aufgabe, Regelungen zu be­
schließen, die die Begründung, den Inhalt und die Beendi­
gung von Arbeitsverhältnissen betreffen. 

(3) Die Kommission kann darüber hinaus bei sonstigen 
Regelungen von arbeitsrechtlicher Bedeutung beratend mit­
wirken. 

§3 

Verbindlichkeit der arbeitsrechtlichen Regelungen 

Die Beschlüsse der Kommission nach § 2 Absatz 2 und 
die Entscheidungen des Schlichtungsausschusses nach § 12 
sind Verbindlich. Es dürfen nur solche Arbeitsverträge abge­
schlossen werden, die den auf diesen Beschlüssen und Ent­
scheidungen beruhenden Regelungen entsprechen. 

§4 

Zusammensetzung der Arbeitsrechtlichen Kommission 

(1) Die Arbeitsrechtliche Kommission ist paritätisch zu­
sammengesetzt aus einer gleichen Anzahl von 

a) Vertretern der Mitarbeiter im kirchlichen Dienst und 

b) Vertretern der in§ 1 Absatz 1 genannten Körperschaf­
ten. 

Die Gesamtzahl der Mitglieder und deren Verteilung auf 
die in § 1 Absatz 2 genannten kirchlichen Körperschaften 
bestimmt der Rat der Evangelischen Kirche der Union. 

(2) Für die gliedkirchlichen diakonischenWerke im Be­
reich der Evangelischen Kirche der Union und deren Glied­
kirchen kann die Arbeitsrechtliche Kommission des Diako­
nischen Werkes der Evangelischen Kirche in Deutschland je 

I 
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einen Vertreter der Mitarbeiter und der Anstellungsträger 
mit beratender Stimme in die Arbeitsrechtliche Kommission 
entsenden. 

(3) Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu benennen. 

( 4) Mitglied der Kommission und Stellvertreter kann nur 
sein, wer einer Kirche der Arbeitsgemeinschaft Christlicher 
Kirchen angehört und mindestens das 18. Lebensjahr voll­
endet hat. 

§5 

Vertreter der Mitarbeiter im kirchlichen Dienst 

Die Vertreter der Mitarbeiter werden durch die Vereini­
gungen entsandt, denen mindestens 20 % der Mitarbeiter 
der Evangelischen Kirche der Union oder der jeweiligen 
Gliedkirche angehören. Solange keine entsprechenden Ver­
einigungen vorhanden sind, benennt die jeweilige Gesamt­
mitarbeitervertretung oder ein vergleichbarer Zusammen­
schluß der Evangelischen Kirche der Union oder der Glied­
kirchen die Mitglieder und Stellvertreter; das Nähere regelt 
das gliedkirchliche Recht. 

§6 

Vertreter kirchlicher Körperschaften 

Die Vertreter für die in § 1· Absatz 2 genannten kirchli­
chen Körperschaften werden durch die Evangelischen Kir­
che der Union und durch die Gliedkirchen entsandt. 

§7 

Amtsdauer 

(1) Die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission 
und ihre Stellvertreter werden für die Dauer von vier Jahren 
entsandt. Sie bleiben bis zur Bildung einer neuen Kommis­
sion im Amt. 

(2) Die erneute Entsendung der bisherigen Mitglieder 
und ihrer Stellvertreter ist möglich. 

(3) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so wird von der 
Stelle, die den Ausscheidenden benannt hat, für den Rest der 
Amtszeit ein neues Mitglied entsandt; dasselbe gilt für die 
Stellvertreter. 

§ 8 

Rechtsstellung der Mitglieder der Kommission 

(1) Die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission 
sind unabhängig und an Weisungen nicht gebunden. 

(2) Die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission 
üben ihr Amt unentgeltlich aus. Die für die Tätigkeit not­
wendige Zeit ist ihnen ohne Minderung ihrer Bezüge inner­
halb der allgemeinen Arbeitszeit zu gewähren. 

§9 

Geschäftsführung der Arbeitsrechtlichen Kommission 

(1) Der Vorsitzende des Schlichtungsausschusses beruft 
die Arbeitsrechtliche Kommission zu ihrer ersten Sitzung 
ein und leitet diese bis zur Wahl des Vorsitzenden. 

(2) Die Arbeitsrechtliche Kommission wählt aus ihrer 
Mitte für die Dauer eines Jahres einen Vorsitzenden und ei­
nen stellvertretenden Vorsitzenden. Der Vorsitzende ist im 
jährlichen Wechsel aus der Gruppe der als Vertreter der 
Mitarbeiter im kirchlichen Dienst entsandten Mitglieder 
bzw. aus der Gruppe der anderen Mitglieder der Arbeits­
rechtlichen Kommission zu wählen. Der stellvertretende 
Vorsitzende ist aus der jeweils anderen Gruppe zu wählen. 

(3) Die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kommission 
werden durch den Vorsitzenden nach Bedarf unter Angabe 
der Tagesordnung einberufen. Sitzungen müssen einberufen 
werden, wenn es von mindestens einem Viertel der Mitglie­
der unter Angabe der Beratungsgegenstände beantragt wird. 
Die erforderlichen Arbeitsunterlagen sind möglichst mit der 
Einladung zu versenden. 

(4) Jedes Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kommission 
hat das Recht, Punkte für die Tagesordnung der Sitzungen 
vorzuschlagen. 

(5) Die Arbeitsrechtliche Kommission ist beschlußfähig, 
wenn mindestens drei Viertel ihrer Mitglieder, darunter der 
Vorsitzende oder sein Stellvertreter, anwesend sind. 

(6) Die Arbeitsrechtliche Kommission beschließt in den 
Angelegenheiten des § 2 Absatz 2 mit den Stimmen von 
mehr als der Hälfte ihrer Mitglieder, in den anderen Angele­
genheiten mit den Stimmen von mehr als der Hälfte der an­
wesenden Mitglieder. 

(7) Die Arbeitsrechtliche Kommission kann Beschlüsse 
im Umlaufverfahren fassen; in diesem Verfahren müssen 
mindestens zwei Drittel der Mitglieder zustimmen, wobei 
Stellvertretung ausgeschlossen ist. 

(8) Über die Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommis­
sion ist eine Niederschrift zu fertigen. Diese ist vom Vorsit­
zenden und vom Schriftführer zu unterzeichnen und den 
Mitgliede~ und ihren Stellvertretern zuzusenden. 

(9) Die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kommission 
sind nicht öffentlich. Die Arbeitsrechtliche Kommission 
kann zu ihren Sitzungen sachkundige Berater hinzuziehen .. 

(10) Zur Regelung weiterer Einzelheiten der Geschäfts­
führung kann sich die Arbeitsrechtliche Kommission eine 
Geschäftsordnung geben. 

(11) Die Kosten, die für die Mitglieder der Arbeitsrecht­
liehen Kommission entstehen, werden von den entsenden­
den Stellen (§§ 5 und 6) getragen. Die Kosten der Ge­
schäftsführung einschließlich der Tagungskosten der Ar­
beitsrechtlichen Kommission werden von der Evange­
lischen Kirche der Union getragen. 

(12) Die Aufgaben derGeschäftssteHe der Arbeitsrecht­
lichen Kommission werden von der Kirchenkanzlei wahrge­
nommen. 

§10 

Einleitung des Verfahrens 

Im Rahmen ihrer Zuständigkeit wird die Arbeitsrechtli­
che Kommission aufgrund von Anträgen der Evangelischen 
Kirche der Union, einer beteiligten Gliedkirche oder einer in 
der Arbeitsrechtlichen Kommission vertretenen Mitarbei­
tervereinigung, im Falle des § 5 Satz 2 ggf. der Gesamtrnit­
arbeitervertretung oder des vergleichbaren Zusammen­
schlusses oder aufgrund eigenen Beschlusses tätig. 

§11 

Verfahren bei arbeitsrechtlichen Regelungen 
(§ 2 Absatz 2) 

(1) Die Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission 
nach § 2 Absatz 2 werden den Beteiligten gemäß § 10 zuge­
leitet und, sofern keine Einwendungen nach Absatz 2 erho­
ben werden, im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in 
Deutschland veröffentlicht. 

(2) Erhebt mindestens ein Viertel der Mitglieder der Ar­
beitsrechtlichen Kommission oder ein Beteiligter gemäß 
§ 10 innerhalb von vier Wochen nach Zugang gegen einen 
Beschluß schriftlich mit Gründen versehene Einwendungen, 
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so ist die Angelegenheit erneut zu beraten. Die Einwendun­
gen haben aufschiebende Wirkung. 

(3) Gegen den neuerlichen Beschluß kann der Schlich­
tungsausschuß angerufen werden. Absatz 2 gilt entspre­
chend. 

(4) Werden keine Einwendungen erhoben oder der 
Schlichtungsausschuß nicht angerufen, so ist der Beschluß 
nach Ablauf der Fristen im Amtsblatt der Evangelischen 
Kirche in Deutschland zu veröffentlichen. 

(5) Hat sich in einer Angelegenheit nach § 2 Absatz 2 
nicht mehr als die Hälfte der Mitglieder der Arbeitsrecht­
lichen Kommission für oder gegen den gestellten Antrag 
ausgesprochen, so ist über diesen Gegenstand auf Verlangen 
von mindestens einem Drittel der Mitglieder in der nächsten 
Sitzung der Arbeitsrechtlichen Kommission erneut zu bera­
ten. Hat sich auch in dieser Sitzung nicht mehr als die Hälf­
te der Mitglieder für oder gegen den gestellten Antrag aus­
gesprochen, so kann in dringenden Fällen oder in Fällen von 
grundsätzlicher Bedeutung ein Drittel der Mitglieder der 
Arbeitsrechtlichen K6mmission den Schlichtungsausschuß 
anrufen. 

§ 12 

Schlichtungsausschuß 

(1) Zur Entscheidung in den Fällen des § 11 Absatz 3 
und 5 sowie § 13 wird ein Schlichtungsausschuß aus einem 
Vorsitzenden und vier Beisitzern gebildet. Für jedes Mit­
glied ist ein Stellvertreter zu benennen. Die Mitglieder und 
ihre Stellvertreter müssen zu kirchlichen Ämtern in einer 
Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland wähl­
bar sein. 

(2) Jede der beiden in der Arbeitsrechtlichen Kommissi­
on vertretenen Gruppen benennt zwei Beisitzer und deren 
Stellvertreter. 

(3) Der Vorsitzende des Schlichtungsausschusses und 
sein Stellvertreter werden von der Arbeitsrechtlichen Kom­
mission mit Dreiviertelmehrheit der Zahl ihrer Mitglieder 
bestimmt. 

(4) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter müssen die 
Befahigung zum Richteramt oder zum höheren Verwal­
tungsdienst haben und dürfen weder haupt- noch nebenbe­
ruflich im kirchlichen Dienst stehen. 

(5) Die Amtszeit der Mitglieder des Schlichtungsaus­
schusses und der Stellvertreter beträgt vier Jahre. Sie blei­
ben bis zur Bildung des neuen Schlichtungsausschusses im 
Amt. Scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter vorzeitig 
aus, so wird für den Rest der Amtszeit in entsprechender 
Anwendung der Absätze 2 und 3 ein neues Mitglied oder ein 
neuer Stellvertreter benannt. 

(6) Die Mitglieder des Schlichtungsausschusses sind un­
abhängig und an Weisungen nicht gebunden. Der Vorsit­
zende und sein Stellvertreter werden vom Vorsitzenden des 
Rates der Evangelischen Kirche der Union, die Beisitzer 
nach Absatz 2 werden vom Vorsitzenden des Schlichtungs­
ausschusses durch Handschlag zur gewissenhaften Aus­
führung ihres Amtes verpflichtet. 

(7) Der Schlichtungsausschuß kann Einzelheiten zum 
Verfahren in einer Geschäftsordnung regeln. 

(8) Der Schlichtungsausschuß ist beschlußfähig, wenn 
der Vorsitzende und vier Beisitzer anwesend sind. Er be­
schließt nach Anhörung der Beteiligten mit Stimmenmehr­
heit in geheimer Beratung. Bei der Abstimmung ist Stimm­
enthaltung unzulässig. 

(9) Die Entscheidungen des Schlichtungsausschusses 
werden im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land veröffentlicht. 

(10) Die Kosten der Arbeit des Schlichtungsausschusses 
trägt die Evangelische Kirche der Union. 

§ 13 

Nachprüfung der Mitgliedschaft 

Bestehen Bedenken, ob bei einem Mitglied die Voraus­
setzungen für die Mitgliedschaft vorliegen, so entscheidet 
bei Mitgliedern der Arbeitsrechtlichen Kommission der 
Schlichtungsausschuß; bei Mitgliedern des Schlichtungs­
ausschusses entscheidet der Verwaltungsgerichtshof 

§ 14 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

(1) Die erste Amtszeit der Arbeitsrechtlichen Kommissi­
on und des Schlichtungsausschusses beginnt mit dem In­
krafttreten dieser Ordnung. 

(2) Solange ein Schlichtungsausschuß nicht besteht, 
nimmt der Präses der Synode der Evangelischen Kirche der 
Union die Aufgaben des Schlichtungsausschusses und des­
sen Vorsitzenden wahr. 

§ 15 

Inkrafttreten 

(1) Diese Ordnung tritt für die Evangelische Kirche der 
Union am 1. Januar 1992 in Kraft. 

(2) Für die Gliedkirchen wird sie vom Rat in Kraft ge­
setzt, nachdem diese jeweils zugestimmt haben. 

Be r 1 in, den 3. Dezember 1991 

DerRat der 
Evangelischen Kirche der Union 

- Bereich Ost -

Dr. Ro g ge 

Vorsitzender 

Nr.19* Verordnung über die Versorgung der Pfar­
rer, Pastorinnen, Kirchenbeamten und. Kir­
chenbeamtinnen in der Evangelischen Kirche 
der Union im Bereich Ost und in ihren östli­
chen Gliedkirchen (Kirchliche Versorgungs­
ordnung- EKU). 

Vom 3. Dezember 1991. 

Aufgrund von Artikell5 Absatz 3 der Ordnung der Evan­
gelischen Kirche der Union in Verbindung mit § 4 Absatz 1 
des Kirchengesetzes über die Organe und Dienststellen der 
Evangelischen Kirche der Union vom 23. April/8. Mai 1972 
wird folgende Kirchliche Versorgungsordnung erlassen: 
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Abschnitt I 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Diese Ordnung regelt die Versorgung der Versor­
gungsberechtigten im Sinne von Satz 2. Versorgungsberech­
tigte sind die Pfarrer und Pastorinnen, die Kirchenbeamten 
und Kirchenbeamtinnen der Evangelischen Kirche der Union 
und ihrer Gliedkirchen, ihrer Kirchengemeinden, Kirchenge­
meindeverbände und Kirchenkreise im Bereich Ost. 

(2) Eine Versorgung nach dieser Ordnung kann auch ei­
nem Pfarrer, einer Pastorin, einem Kirchenbeamten oder ei­
ner Kirchenbeamtin zugesichert werden, die im Dienst eines 
kirchlichen Werks, einer kirchlichen Anstalt oder Stiftung 
stehen, die nicht von einer der in Absatz 1 genannten All­
stellungskörperschaften getragen wird, wenn dies durch 
Vereinbarung zugesichert wird. Dies setzt die Bereitschaft 
des.Rechtsträgers voraus, für die Dauer des Dienstverhält­
nisses den vorgeschriebenen Versorgungsbeitrag zu entrich­
ten. 

(3) Diese Ordnung regelt auch die Wartestandsbezüge 
der nach den Absätzen 1 und 2 Versorgungsberechtigten. 

( 4) Die Ansprüche aus dieser Ordnung richten sich ge­
gen die Gliedkirche, soweit die Versorgungsberechtigten im 
unmittelbaren Dienst der Evangelischen Kirche der Union 
stehen, gegen diese. 

§2 

Arten der Versorgung 

Versorgungsbezüge sind 

1. Ruhegehalt, 

2. Hinterbliebenenversorgung, 

3. Unterhaltsbeiträge, 

4. Unfallfürsorge. 

§3 

Regelung durch Gesetz 

(1) Die Versorgung der Versorgungsberechtigten und ih­
rer Hinterbliebenen wird durch Gesetz geregelt 

(2) Zusichernngen, Vereinbarongen und Vergleiche, die 
dem Pfarrer oder dem Kirchenbeamten eine höhere als die 
ihm gesetzlich zustehende Versorgung verschaffen sollen, 
sind unwirksam. Das gleiche gilt für Versicherungsverträge, 
die zu diesem Zweck abgeschlossen werden. 

(3) Auf die gesetzlich zustehende Versorgung kann we­
der ganz noch teilweise verzichtet werden. 

Abschnitt II 

Ruhegehalt 

"§ 4 

Entstehung und Berechnung des Ruhegehalts 

(1) Ein Ruhegehalt wird nur gewährt, wenn der Versor­
gungs berechtigte 

1. eine Dienstzeit von mindestens fünf Jahren abgeleistet 
hat oder 

2. irrfolge Krankheit, Verwundung oder sonstiger Beschä­
digung, die er sich ohne grobes Verschulden bei Ausü­
bung oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen 
hat, dienstunfähig geworden ist. 

Die Dienstzeit wird vom Zeitpunkt der ersten Berufung in 
ein kirchengesetzlich geregeltes öffentlich-rechtliches 
Dienstverhältnis ab gerechnet und nur berücksichtigt, so­
weit sie ruhegehaltfähig ist. Zeiten, die kraft kirchengesetz­
licher Vorschrift als ruhegehaltfähig gelten oder nach § 5 
Absatz 3 als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt wer­
den können, sind einzurechnen. 

(2) Der Anspruch auf Ruhegehalt entsteht mit dem Be­
ginn des Ruhestandes. 

(3) Das Ruhegehalt wird auf der Grundlage der ruhege­
haltfähigen Dienstbezüge und der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit berechnet. 

§5 

Ruhegehaltfähige Dienstbezüge 

(1) Ruhegehaltfähige Dienstbezüge sind 

1. das Grundgehalt, das dem Versorgungsberechtigten zu­
letzt zugestanden hat 

2. der Ortszuschlag bis zur Stufe 2, 

3. sonstige Dienstbezüge, die im Besoldungsrecht als ruhe­
gehaltfähig bezeichnet sind. 

(2) Bei einer Teilbeschäftigung gelten als ruhegehalt­
fähige Dienstbezüge die vollen ruhegehaltfähigen Dienstbe­
züge, die ohne Vorliegen einer Teilbeschäftigung zu zahlen 
gewesen wären. 

(3) Ist der Versorgungsberechtigte wegen Dienst­
unfähigkeit in den Ruhestand versetzt worden, so ist das 
Grundgehalt nach der Dienstaltersstufe zugrunde zu legen, 
die der Versorgungsberechtigte bis zum Eintritt in den Ru­
hestand wegen Erreichens der Altersgrenze hätte erreichen 
können. 

(4) Das Ruhegehalt eines Versorgungsberechtigten, der 
früher ein mit höheren Dienstbezügen verbundenes Amt be­
kleidet und diese Bezüge. mindestens zwei Jahre erhalten 
hat, wird, sofern der Versorgungsberechtigte in ein mit ge­
ringeren Dienstbezügen verbundenes Amt nicht lediglich 
auf seinen im eigenen Interesse gestellten Antrag übergetre­
ten ist, nach den höheren ruhegehaltfähigen Dienstbezügen 
des früheren Amtes und der gesamten ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit berechnet. Das Ruhegehalt darf jedoch die ruhe­
gehaltfähigen Dienstbezüge des letzten Amtes nicht über­
steigen. Satz 2 gilt nicht, wenn es sich bei dem mit höheren 
Dienstbezügen verbundenen Amt um einen zeitlich befriste­
ten Dienst gehandelt hat und der Versorgungsberechtigte 
das Amt mindestens zehn Jahre oder, falls dieses kürzer ist, 
mindestens eine volle Amtszeit ausgeübt hat. 

§6 

Ruhegehaltfähige Dienstzeit 

(1) Ruhegehaltfähig ist die Dienstzeit, die der Versor­
gungsberechtigte vom Tag seiner ersten Berufung in ein kir­
chengesetzlich geregeltes öffentlich-rechtliches Dienstver­
hältnis an zurückgelegt hat. Dies gilt ~icht für die Zeit 

1. vor .Vollendung des 27. Lebensjahres, 

2. einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge; die Zeit einer 
Beurlaubung ohne Dienstbezüge kann berücksichtigt 
werden, wenn spätestens bei Beendigung des Urlaubs 
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schriftlich zugestanden ist, daß dieser kirchlichen Be­
langen oder dienstlichen Interessen dient, 

3. eines schuldhaften Fernbleibens vom Dienst unter Ver­
lust der Dienstbezüge, 

4. eines Wartestandesaufgrund Disziplinarurteils, 

5. in einem Dienstverhältnis, das durch Entlassung, Aus­
scheiden oder Entfernung aus dem Dienst beendet wor­
den ist. 

(2) Ruhegehaltfähige Dienstzeiten sind 

1. die Zeit in einem Dienst als Pfarrer, Pastorin, Kirchen­
beamter oder Kirchenbeamtin in der Landeskirche, in 
der Evangelischen Kirche in Deutschland, im Bund der 
Evangelischen Kirchen, in einer Gliedkirche oder in de-
ren Zusammenschlüssen, ' 

2. die Zeit eines Wartestarrdes in der Landeskirche, in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, im Bund der 
Evangelischen Kirchen, in einer Gliedkirche oder in de­
ren Zusanrmenschlüssen; dies gilt nicht für einen Warte­
stand aufgrund eihes Disziplinarurteils, 

3. die Zeit einer Freistellung zur Wahrnehmung eines an­
deren kirchlichen Dienstes oder von Aufgaben, die im 
kirchlichen Interesse liegen. 

(3) Als ruhegehaltfähige Dienstzeiten können nach Voll­
endung des 27. Lebensjahres berücksichtigt werden 

1. die in einer anderen als den in Absatz 2 genannten Kir­
chen oder kirchlichen Zwecken dienenden Körperschaf­
ten oder Einrichtungen verbrachte Zeiten, 

2. die im öffentlichen Dienst außerhalb des kirchlichen Be­
reiches verbrachten Zeiten, 

3. die Zeiten einer hauptberuflichen Betätigung, wenn und 
soweit diese Zeiten als förderliche Vortätigkeit für den 
kirchlichen Beruf angesehen werden können, 

4. bei Pfarrern und Pastorinnen die Zeiten einer nicht-theo­
logischen abgeschlossenen beruflichen Ausbildung, 
wenn diese Ausbildung für die besondere dienstliche 
Verwendung eines Pfarrers notwendig ist, 

5. Zeiten in einem Dienstverhältnis, das durch Entlassung, 
Ausscheiden oder Entfernung aus dem Dienst beendet 
worden ist. 

(4) Zeiten eines nicht-beruflichen Wehrdienstes und ei­
ner Kriegsgefangenschaft nach Vollendung des 27. Lebens­
jahres gelten als ruhegehaltfähige Dienstzeit. 

(5) Zeiten einer Teilbeschäftigung sind nur zu dem Teil 
ruhegehaltfähig, der dein Verhältnis der Teilbeschäftigung 
zur vollen Beschäftigung entspricht. 

§7 

· Zurechnungszeit 

Ist der. Empfänger von Dienstbezügen vor Vollendung 
des 60. Lebensjahres wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhe­
stand getreten, wird die Zeit vor der Versetzung in den Ru­
hestand bis zum Ablauf des Monats der Vollendung des 60. 
Lebensjahres, soweit diese nicht nach anderen Vorschriften 
als ruhegehaltfähig berücksichtigt wird, für die Berechnung 
des Ruhegehaltes der ruhegehaltfähigen Dienstzeit zu zwei 
Dritteln hinzugerechnet (Zurechnungszeit). 

§ 8 

Höhe des Ruhegehalts 

(1) Das Ruhegehalt betragt 18,75 vom Hundert der ruhe­
gehaltfähigen Dienstbezüge und erhöht sich mit jedem nach 
Vollendung des 27. Lebensjahres zurückgelegten Dienstjahr 

um 1,875 vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezü­
ge, insgesamt jedoch höchstens bis zum Erreichen von 75 
vom Hundert. Der Ruhegehaltssatz ist auf zwei Dezimal­
stellen auszurechnen, wobei die zweite Stelle um eins zu er­
höhen ist, wenn in der dritten Stelle ein Rest verbleibt. Zur 
Ermittlung der gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit sind 
etwa anfallende Tage unter Benutzung des Nenners 365 um­
zurechnen; Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 vom Hundert 
für jedes Jahr, um das die Ruhestandsversetzung vor der 
Vollendung des 65. Lebensjahres erfolgt, ohne daß Dienst­
unfähigkeit vorliegt; Absatz 1 ·Satz 2 und 3 gilt entspre­
chend. Satz 1 gilt nicht für Versorgungsberechtigte, die 
mindestens das 60. Lebensjahr vollendet haben und als an­
erkannte Schwerbehinderte im Sinne von § 1 des staatlichen 
Schwerbehindertengesetzes1 auf ihren Antrag vor Vollen­
dung des 65. Lebensjahres in den Ruhestand versetzt wer­
den. 

(3) Das Ruhegehalt beträgt mindestens 35 vom Hundert 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. 

Abschnitt 111 

Hinterbliebenenversorgung 

§9 

Allgemeines 

Die Hinterbliebenenversorgung umfaßt 

1. Bezüge für den Sterbemonat, 

2. Sterbegeld, 

3. Weiterbenutzung der Dienstwohnung, 

4. Witwengeld, 

5. Waisengeld, 

6. Witwerversorgung. 

§10 

Bezüge für den Sterbemonat 

(1) Den Erben eines verstorbenen Versorgungsberech­
tigten verbleiben für den Sterbemonat die Bezüge des Ver­
storbenen . 

(2) Die an den Verstorbenen noch nicht gezahlten Teile 
der Bezüge für den Sterbemonat können statt an die Erben 
auch an die in § 11 bezeichneten Hinterbliebenen gezahlt 
werden. 

§11 
Sterbegeld 

(1) Beim Tode eines vor Beginn des Ruhestandes ver­
storbenen Versorgungsberechtigten erhalten der überleben­
de Ehegatte und die Kinder des Versorgungsberechtigten 
Sterbegeld. Das Sterbegeld ist in Höhe des Zweifachen der 
Dienstbezüge des Verstorbenen in einer Summe zu zahlen; 
im Falle einer Teilbeschäftigung sind die vollen Bezüge zu 
zahlen. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend beim Tode ei­
nes Versorgungsberechtigten im Ruhestand; an die Stelle 
der Dienstbezüge tritt das Ruhegehalt. 

(2) Sind anspruchsberechtigte Hinterbliebene nicht vor­
handen, so ist das Sterbegeld auf Antrag zu gewähren 

1. V e,rwandten der aufsteigenden Linie, Geschwistern, Ge­
schwisterkindern sowie Stiefkindern, wenn sie zur Zeit 

1
) Schwerbehindertengesetz i. d. F. der Bekanntmachung vom 

26. August 1986 (BGBl. I S. 1421, ber. S. 1550) 
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des Todes des Versorgungsberechtigten mit diesem in 
häuslicher Gemeinschaft gelebt haben oder wenn der 
Verstorbene ganz oder überwiegend ihr Ernährer gewe­
sen ist, 

2. sonstigen Personen, die die Kosten der letzten Krankheit 
oder der Bestattung getragen haben, bis zur Höhe ihrer 
Aufwendungen. 

(3) Stirbt eine Witwe, der zum Zeitpunkt des Todes Wit­
wengeld zustand, so erhalten die in Absatz 1 genannten Kin­
der Sterbegeld, wenn sie berechtigt sind, Waisengeld zu be­
ziehen und wenn sie zur Zeit des Todes zur häuslichen Ge­
meinschaft der Verstorbenen gehört haben. Absatz 1 Satz 2 
erster Halbsatz gilt entsprechend mit der Maßgabe, daß an 
die Stelle der Dienstbezüge das Witwengeld tritt. 

(4) Sind mehrere gleichberechtigte Personen vorhanden, so 
ist für die Bestimmung des Zahlungsempfängers die Reihen­
folge der Aufzählung in den Absätzen 1 und 2 maßgebend; bei 
Vorliegen eines wichtigen Grundes kann von dieser Reihen­
folge abgewichen oder das Sterbegeld aufgeteilt werden. 

§ 12 

Weiterbenutzung der Dienstwohnung 

War der Verstorbene zuletzt im Genuß einer Dienstwoh­
nung, so sind seine Witwe und die ehelichen und als Kind an­
genommenen Kinder, die unmittelbar vor dem Tode mit ihm 
in einem Haushalt gelebt haben, berechtigt, die Wohnung 
während der auf den Sterbemonat folgenden drei Monate un­
entgeltlich weiterzubenutzen. Die für den dienstlichen Ge­
brauch bestimmten Räume sind alsbald freizumachen. 

§ 13 

Witwengeld 

Die Witwe eines Versorgungsberechtigten erhält Wit­
wengeld. Dies gilt nicht, wenn 

1. die Ehe mit dem Verstorbenen weniger als drei Monate 
gedauert hat, es sei denn, daß nach den Umständen des 
Falles die Annahme nicht gerechtfertigt ist, daß es der 
alleinige oder überwiegende Zweck der Heirat war, der 
Witwe eine Versorgung zu verschaffen, oder 

2. die Ehe erst nach dem Eintritt oder der Versetzung des 
Versorgungsberechtigten in den RuhestaJld geschlossen 
worden ist und der Versorgungsberechtigte in Ruhe­
stand zum Zeitpunkt der Eheschließung das 65. Lebens­
jahr bereits vollendet hatte. 

§ 14 

Höhe des Witwengeldes 

(1) Das Witwengeld beträgt 60 vom Hundert des Ruhege­
haltes, das der Verstvrbene erhalten hat oder hätte erhalten 
können, wenn er am Todestag in den Ruhestand getreten wäre. 

(2) War die Witwe mehr als 20 Jahre jünger als der Ver­
storbene und ist aus der Ehe ein Kind nicht hervorgegangen, 
so wird das Witwengeld für jedes angefangene Jahr des 
Altersunterschiedes über 20 Jahre um 5 vom Hundert gekürzt, 
jedoch höchstens um 50 vom Hundert. Nach fünfjähriger 
Dauer der Ehe werden für jedes angefangene Jahr ihrer weite­
ren Dauer dem gekürzten Betrag 5 vom Hundert des Witwen­
geldes hinzugesetzt, bis der volle Betrag wieder erreicht ist. 

(3) Von dem nach Absatz 2 gekürzten Witwengeld ist 
auch bei der Anwendung der Vorschriften über das Zusam­
mentreffen von Witwen- und Waisengeld auszugehen. 

§ 15 

Waisengeld 

(1) Die Kinder eines verstorbenen Versorgungsempfän­
gers erhalten Waisengeld. 

(2) l(ein Waisengeld erhalten die Kinder eines verstor­
benen Versorgungsberechtigten, wenn das Kindschaftsver­
hältnis durch Annahme als Kind begründet wurde und der 
Versorgungsberechtigte zu diesem Zeitpunkt bereits im Ru­
hestand war und das 65. Lebensjahr vollendet hatte. 

§ 16 

Höhe des Waisengeldes 

(1) Das Waisengeld beträgt für die Halbwaise 12 vom Hun­
dert und für die Vollwaise 20 vom Hundert des Ruhegehaltes, 
das der Verstorbene erhalten hat oder hätte erhalten können, 
wenn er am Todestag in den Ruhestand getreten wäre. 

(2) Wenn die Mutter des Kindes des Verstorbenen nicht 
zum Bezuge von Witwengeld berechtigt ist, wird das Wai­
sengeld nach dem Satz für Vollwaisen gezahlt. 

(3) Ergeben sich für eine Waise Waisengeldansprüche 
aus öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen mehrerer 
Personen, wird unbeschadet der in Absatz 2 getroffenen Re­
gelung nur das höchste Waisengeld gezahlt. Das volle Wai­
sengeld erhalten Vollwaisen, deren Eltern als Theologen­
ehepaar gemeinsam eine Pfarrstelle versehen haben oder je­
weils in einem gesonderten Teildienstverhältnis waren. 

§ 17 

Zusammentreffen von Witwen-und Waisengeld; 
Witwenabfindung 

(1) Witwen- und Waisengeld dürfen weder einzeln noch 
zusammen den Betrag des ihrer Berechnung zugrunde zu le­
genden Ruhegehaltes übersteigen. Ergibt sich an Witwen­
und Waisengeld zusammen ein höherer Betrag, so werden 
die einzelnen Bezüge im gleichen Verhältnis gekürzt. 

(2) Nach dem Ausscheiden eines Witwen- oder Waisen­
geldberechtigten erhöht sich das Witwen- oder Waisengeld 
der verbleibenden Berechtigten vom Beginn des folgenden 
Monats an insoweit, als sie nach Absatz 1 noch nicht den 
vollen Betrag nach§ 14 oder§ 16 erhalten. 

§ 18 

Beginn der Zahlung 

Die Zahlung des Witwen- und Waisengeldes beginnt mit 
dem Ablauf des Sterbemonats. Kinder, die nach diesem 
Zeitpunkt geboren werden, erhalten Waisengeld vom Ersten 
des Geburtsmonats an. 

§ 19 

Erlöschen der Witwen- und Waisenbezüge; 
Witwenabfindung 

(1) Der Anspruch auf Witwen- und Waisenbezüge er­
lischt 

1. für jeden Berechtigten mit dem Ende des Monats, in 
dem er stirbt, 

2. für jede Witwe außerdem mit dem Ende des Monats, in 
dem sie sich verheiratet, 

3. für jede Waise außerdem mit dem Ende des Monats, in 
demsie das 18. Lebensjahr vollendet. 

(2) Das Waisengeld wird nach Vollendung des 18. Le­
bensjahres auf Antrag gewährt, solange die in § 3 Absatz 2 
Sätze 1, 5 und 6, Absatz 3 oder § 14 Absatz 1 Satz 4 des 
Bundeskindergeldgesetzes genannten Voraussetzungen ge-

• 

• 
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geben sind. Im Falle einer körperlichen, geistigen oder see­
lischen Behinderung im Sinne des § 2 Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 
des Bundeskindergeldgesetzes wird das Waisengeld unge­
achtet der Höhe eines eigenen Einkommens dem Grunde 
nach gewährt; soweit ein eigenes Einkommen der Waise das 
Zweifache des Mindestvollwaisengeldes übersteigt, wird es 
zur Hälfte auf dasWaisengeld angerechnet. Das Waisengeld 
nach Satz 2 wird über das 27. Lebensjahr hinaus nur ge­
währt, wenn 

1. die Behinderung bei Vollendung des 27. Lebensjahres 
bestanden hat oder bis zu dem sich nach § 2 Absatz 3 
Satz 2 Nr. 1 bis 3 des Bundeskindergeldgesetzes erge­
benden Zeitpunkt eingetreten ist, wenn die Waise sich in 
verzögerter Schul- oder Berufsausbildung befunden hat 
und 

2. die Waise ledig oder verwitwet ist oder ihr Ehegatte 
oder ihr früherer Ehegatte ihr keinen ausreichenden Un­
terhalt leisten kann oder dem Grunde nach nicht unter­
haltspflichtig ist und sie nicht unterhält. 

(3) Eine Witwe, die Anspruch auf Witwengeld hat, er­
hält im Falle ihrer Wiederverheiratung eine Witwenabfin­
dung; die für Beamte und Richter in Bund und Ländern gel­
tenden Vorschriften finden entsprechende Anwendung. 

§ 20 

Witwerversorgung 

Die in dieser Ordnung für Witwen getroffenen Regelun­
gen gelten entsprechend für Witwer. 

Abschnitt IV 

Unterhaltsbeiträge 

§ 21 

Unterhaltsbeiträge für frühere Ehefrauen und 
nicht witwengeldberechtigte Witwen 

(1) Der geschiedenen Ehefrau eines verstorbenen Em­
pfängers von Dienst-, Wartestands- oder Versorgungsbezü-. 
gen, die im Falle des Fortbesteheus der Ehe Witwengeld er­
halten hätte, ist auf Antrag ein Unterhaltsbeitrag insoweit zu 
gewähren, als sie im Zeitpunkt des Todes ihres geschiede­
nen Mannes gegen diesen einen Anspruch auf schuldrecht­
lichen Versorgungsausgleich nach§ 1587 g Absatz 1 Satz 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuches hatte. Der Unterhaltsbeitrag 
wird jedoch nur gewährt, 

1. solange die geschiedene Ehefrau berufs- oder erwerbs­
unfähig im Sinne des staatlichen Rentenrechts ist oder 
mindestens ein waisengeldberechtigtes Kind erzieht 
oder 

2. wenn sie das 60: Lebensjahr vollendet hat. 

Der Erziehung eines waisengeldberechtigten Kindes steht 
die Sorge für ein waisengeldberechtigtes Kind mit körperli­
chen oder geistigen Gebrechen gleich. Der nach Satz 1 zu 
gewährende Betrag ist in einem Hundertsatz bis zur Höhe 
des Witwengeldes festzusetzen. Im Hinblick auf die ge­
schiedene Ehe gewährte Geschiedenen-Witwenrenten und 
gleichartige Hinterbliebenenleistungen sind auf den Unter­
haltsbeitrag anzurechnen, wenn die ihnen zugrunde liegen­
den Versorgungsleistungen oder Versorgungsanwartschaf­
teil des Verstorbenen in den Versorgungsausgleich einbezo­
gen worden sind. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für eine frühere Ehefrau 
eines verstorbenen Versorgungsberechtigten, deren Ehe mit 
diesem aufgehoben oder für nichtig erklärt war. 

(3) In den Fällen des§ 13 Nr. 2 ist, sofern die besonderen 
Umstände des Falles keine volle oder teilweise Versorgung 
rechtfertigen, ein Unterhaltsbeitrag in Höhe des Witwengel­
des zu gewähren. 

( 4) Der Unterhalts beitrag kann widerrufen werden, wenn 
die Bezugsempfängerirr aus der Kirche ausgetreten ist oder 
durch ihr Verhalten das Ansehen der Kirche erheblich schä­
digt. Die Entscheidung über den Entzug des Unterhaltsbei­
trages ist nach Maßgabe kirchenrechtlicher Bestimmungen 
anfechtbar. 

§ 22 

Unterhaltsbeiträge in anderen Fällen 

(1) Die zuständige Dienststelle kann dienstunfähigen 
Pfarrern auf Probe, Kirchenbeamten aufProbe sowie dienst­
unfähigen Empfängern von Anwärterbezügen laufende, je­
derzeit widerrufliche Unterhaltsbeiträge bewilligen. 

(2) Wird ein Dienstverhältnis unter Verlust des Anspru­
ches auf Versorgung beendet, so kann die zuständige 
Dienststelle einen laufenden, jederzeit widerruflichen Un­
terhaltsbeitrag auf die Dauer von höchstens fünf Jahren bis 
zur Höhe von 75 vom Hundert, darüber hinaus bis zur Höhe 
von 50 vom Hundert des Ruhegehaltes bewilligen, das im 
Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhältnisses erdient 
gewesen wäre. 

(3) Die zuständige Dienststelle kann abweichend von§ 15 
Absatz 2 sowie in sonstigen besonderen Härtefällen laufende, 
jederzeit widerrufliche Unterhaltsbeiträge gewähren. 

§ 23 

Unterhaltsbeiträge im Dienststrafverfahren und 
in Verfahren bei Lehrbeanstandungen 

Die besonderen Bestimmungen über die Bewilligung von 
Unterhaltsbeiträgen in Amtspflichtverletzungsverfahren 
oder in Verfahren bei Lehrbeanstandungen bleiben un­
berührt. 

§ 24 

Sterbefall eines Empfängers von Anwärterbezügen 
oder laufenden Unterhaltsbeiträgen 

Stirbt ein Empfänger von Anwärterbezügen oder laufen­
den Unterhaltsbeiträgen, so kann die zuständige Dienststel­
le den in § 11 Absatz 1 und 2 genannten Personen in ent­
sprechender Anwendung dieser Bestimmungen eine einma­
lige Unterhaltsbeihilfe, außerdem den Hinterbliebenen in 
entsprechender Anwendung derfür die Bemessung des Wit­
wen- und Waisengeldes bestehenden Bestimmungen lau­
fende, jederzeit widerrufliche Unterhaltsbeiträge bewilli­
gen. 

Abschnitt V 

Unfallfürsorge 

§ 25 

Unfallfürsorge 

(1) Wird ein Versorgungsberechtigter durch einen 
Dienstunfall verletzt, so wird ihm und im Todesfall seinen 
Hinterbliebenen Unfallfürsorge in entsprechender Anwen­
dung des für die Versorgung der Beamten und Richter in 
Bund uqd Ländern geltenden Rechts gewährt. ' 

(2) Die Unfallmeldung ist innerhalb einer Ausschlußfrist 
von zwei Jahren an die zuständige kirchliche Dienststelle zu 
richten. Diese untersucht den Unfall und trifft die notwendi­
gen Entscheidungen. 
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Abschnitt VI 

Ruhensvorschriften 

1. Unterabschnitt 

Zusammentreffen von Versorgungsbezügen 
mit Verwendungseinkommen 

§ 26 

Zusammentreffen von kirchlichen Versorgungsbezügen 
mit Verwendungseinkommen aus kirchlichem oder 

sonstigem öffentlichem Dienst 

(1) Bezieht 

1. ein aus einem kirchlichen öffentlich-rechtlichen Dienst­
verhältnis Versorgungsberechtigter 

2. eine aus einem kirchlichen öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis versorgungsberechtigte Witwe oder Waise 

aus einer Verwendung im kirchlichen oder sonstigen öffent­
lichen Dienst ein Einkommen, so erhält der Berechtigte da­
neben die Versorgungsbezüge nur bis zum Erreichen der in 
Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenze. Dem kirchlichen 
Dienst im Sinne des Satzes 1 steht die Tätigkeit im Dienst 
eines Arbeitgebers gleich, wenn dieser von der zuständigen 
kirchlichen Dienststelle Beiträge, Zuschüsse oder andere 
Zuwendungen erhält. 

(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. für Empfänger von Ruhegehalt und Witwengeld die für 
denselben Zeitraum bemessenen ruhegehaltsfähigen 
Dienstbezüge, aus denen das Ruhegehalt zu berechnen 
wäre, wenn das Endgrundgehalt erreicht worden wäre, 
zuzüglich des Unterschiedsbetrages zwischen der Stu­
fe 2 und der nach dem Besoldungsrecht in Betracht 
kommenden kinderbezogenen Stufe des Ortszuschlages, 

2. für Waisen 40 vom Hundert der unter Nr. 1 bezeichneten 
Dienstbezüge, zusätzlich eines ihnen zustehenden Un­
terschiedsbetrages der Stufe 2 und der nach dem Besol­
dungsrecht in Betracht kommenden kinderbezogenen 
Stufe des Ortszuschlages. 

Witwen und Waisen ist mindestens ein Betrag von 20 
vom Hundert ihres Versorgungsbezuges zu belassen. 

§ 27 

Zusammentreffen von Verwendungseinkommen und 
Versorgungsbezügen aus kirchlichem Dienst mit 

Versorgungsbezügen aus sonstigem öffentlichen Dienst 

Bezieht 

1. ein aus einem sonstigen öffentlich-rechtlichen Dienst­
verhältnis Versorgungsberechtigter, dem zugleich An­
spruch auf Witwen- oder Waisengeld aus kirchlichen öf­
fentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen zusteht, 

2. eine aus kirchlichen und sonstigen öffentlich-rechtli­
chen Dienstverhältnissen versorgungsberechtigte Witwe 
oder Waise 

aus einem kirchlichen öffentlich-rechtlichen Dienstverhält­
nis Dienstbezüge, so sind die kirchlich~n Bezüge nur bis 
zum Erreichen der in § 26 Absatz 2 bezeichneten Höchst­
grenze zu zahlen. § 26 Absatz 1 Satz 2 ist anzuwenden. 

§ 28 

Zusammentreffen von kirchlichen Versorgungsbezügen 
mit Verwendungseinkommen und Vesorgungsbezügen 

aus sonstigem öffentlichen Dienst 

Bezieht 

1. ein aus kirchlichen öffentlich-rechtlichen Dienstverhält­
nissen Versorgungsberechtigter, 

2. eine aus kirchlichen Dienstverhältnissen versorgungsbe-
rechtigte Witwe oder Waise 

aus einer Verwendung im sonstigen öffentlichen Dienst 
Verwendungseinkommen und Versorgungsbezüge, so sind 
die kirchlichen Versorgungsbezüge neben dem staatlichen 
Verwendungseinkommen und den nach staatlichem Recht 
gekürzten Versorgungsbezügen nur bis zum Erreichen der 
in § 26 Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenze zu zahlen. § 26 
Absatz 1 Satz 2 ist anzuwenden. 

§ 29 

Zusammentreffen von kirchlichen Versorgungsbezügen 
mit außerhalb des kirchlichen oder des 

sonstigen öffentlichen Dienstes erzieltem Einkommen 

Erwerbseinkommen aus einer Beschäftigung oder Tätig­
keit außerhalb des öffentlichen oder kirchlichen Dienstes 
wird entsprechend den für die Beamten und Richter in Bund 
und Ländern geltenden Vorschriften auf das Ruhegehalt an­
gerechnet. Die Anrechnung endet mit Ablauf des Monats, in 
dem das 65. Lebensjahr vollendet wird. 

§ 30 

Zusammentreffen von Versorgungsbezügen 
mit Abgeordnetenbezügen 

Bezieht ein Versorgungsberechtigter eine Entschädigung 
aus der Mitgliedschaft im Europäischen Parlament, im Deut­
schen Bundestag oder in einem Landtag, so wird die Entschä­
digung nach Maßgabe von Satz 2 auf die Versorgungsbezüge 
angerechnet. Anrechnungsfrei bleibt ein Drittel des jeweiligen 
Bruttobetrages der Versorgungsbezüge, mindestens ein Betrag 
in der jeweiligen Höhe der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 1 Bundesbesol­
dungsgesetz mit dem Ortszuschlag der Stufe 1. 

2. Unterabschnitt 

Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbezüge 

§ 31 

Zusammentreffen mehrerer kirchlicher 
Versorgungsbezüge 

(1) Erhält aus einer Verwendung im kirchlichen Dienst 
an neuen Versorgungsbezügen 

1. eine Witwe oder Waise aus einer Verwendung eines 
Versorgungsberechtigten Witwengeld, Waisengeld oder 
eine ähnliche Versorgung, 

. 2. eine Witwe Ruhegehalt oder eine ähnliche Versorgung, 

so sind neben den neuen Versorgungsbezügen die früheren 
Versorgungsbezüge nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 
bezeichneten Höchstgrenze zu zahlen. § 26 Absatz 1 Satz 2 
ist anzuwenden. 

(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. für Witwen und Waisen (Absatz 1 Nr. 1) 

das Witwen- oder Waisengeld, das sich aus dem Ruhe­
gehalt ergibt, wie es sich unter Zugrundelegung der ge­
samten ruhegehaltfähigen Dienstzeit und der ruhege­
haltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besol­
dungsgruppe auf der Grundlage des früheren Ruhege­
halts berechnet, zuzüglich des Unterschiedsbetrages 
zwischen der Stufe 2 und der nach dem Besoldungsrecht 
in Betracht kommenden Stufe des Ortszuschlages, 

2. für Witwen (Absatz 1 Nr. 2) 

der Höchstruhegehaltssatz der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, 

• 

• 
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aus der sich das dem Witwengeld zugrundeliegende Ru­
hegehalt bemißt, zuzüglich des Unterschiedsbetrages 
zwischen der Stufe 2 und der nach dem Besoldungsrecht 
in Betracht kommenden kinderbezogenen Stufe des 
Ortszuschlages. 

(3) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 ist neben dem neuen 
Versorgungsbezug mindestens ein Betrag von 20 vom Hun­
dert zu belassen. 

( 4) Erwirbt ein Versorgungsberechtigter einen Anspruch 
auf Witwen- bzw. Witwergeld oder einer ähnlichen Versor­
gung, so wird das Ruhegehalt zuzüglich des Unterschieds­
betrages zwischen der Stufe 2 und der nach dem Besol­
dungsrecht in Betracht kommenden kinderbezogenen Stufe 
des Ortszuschlages nur bis zu der in Absatz 2 Nr. 2 bezeich­
neten Höchstgrenze gewährt. Die Gesamtbezüge dürfen 
nicht hinter dem Ruhegehalt zuzüglich des kinderbezogenen 
Bestandteils des Ortszuschlages sowie eines Betrages in 
Höhe von 20 vom Hundert des neuen Versorgungsbezuges 
zurückbleiben. 

§ 32 

Zusammentreffen von kirchlichen Versorgungsbezügen 
mit Versorgungsbezügen aus sonstigem 

öffentlichen Dienst 

(1) Erhält aus einer Verwendung im kirchlichen oder 
sonstigen öffentlichen Dienst an ~eiteren Versorgungsbe­
zügen 

1. ein Versorgungsberechtigter Ruhegehalt oder eine ähn­
liche Versorgung, 

2. eine Witwe oder Waise aus einer Verwendung eines 
Versorgungsberechtigten Witwengeld,. Waisengeld oder 
eine ähnliche Versorgung, 

3. eine Witwe Ruhegehalt oder eine ähnliche Versorgung, 

so sind neben den Versorgungsbezügen aus sonstigem öf­
fentlichen Dienst die kirchlichen Versorgungsbezüge nur 
bis zum Erreichen der in Absatz 2 bezeichneten Höchst­
grenze zu zahlen. § 26 Absatz 1 Satz 2 ist anzuwenden. 

(2) Als Höchstgrenze gelten für Empfänger von Versor­
gungsbezügen (Absatz 1 Nr. 1) das Ruhegehalt, das sich un­
ter Zugrundelegung der gesamten ruhegehaltfähigen Dienst­
zeit und der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstu­
fe der Besoldungsgruppe, aus der sich das frühere Ruhegehalt 
berechnet, ergibt, zuzüglich des Unterschiedsbetrages zwi­
schen der Stufe 2 und der nach dem Besoldungsrecht in Be­
tracht kommenden Stufe des Ortszuschlages. Für Witwen 
und Waisen im Sinne von Absatz 1 Nr. 1 und für Witwen im 
Sinne von Absatz 1 Nr. 2 gilt die in § 31 Absatz 2 Nr. 1 und 
2 bezeichnete Höchstgrenze entsprechend. 

(3) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 ist vom kirchlichen 
Versorgungsbezug mindestens ein Betrag in Höhe von 20 
vom Hundert zu belassen. 

(4) § 31 Absatz 4 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 33 

Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbezüge 
aus kirchlichem oder sonstigem öffentlichen Dienst 

mit einem neuen Versorgungsbezug aus kirchlichem 
oder sonstigem öffentlichen Dienst 

Erhält aus mehreren früheren Verwendungen im kirch­
lichen oder sonstigen öffentlichen Dienst 

1. ein Versorgungsberechtigter Ruhegehalt oder eine ähn­
liche Versorgung, 

2. eine Witwe oder Waise des Versorgungsberechtigten Wit­
wengeld, Waisengeld oder eine ähnliche Versorgung 

3. eine Witwe Ruhegehalt oder eine ähnliche Versorgung, 
so sind§ 31 und§ 32 entsprechend anzuwenden. 

§ 34 

Zusammentreffen von Versorgungsbezügen 
mit Versorgungsbezügen aus 

Mitgliedschaft in Parlamenten 

Versorgungsbezüge nach diesem Kirchengesetz ruhen 
neben Versorgungsbezügen aus einer Mitgliedschaft im Eu­
ropäischen Parlament, im Deutschen Bundestag oder in ei­
nem Landtag zu zwei Dritteln des jeweiligen Bruttobetrages 
der Versorgungsbezüge. Anrechnungsfrei bleibt mindestens 
ein Betrag in der jeweiligen Höhe der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 1 
Bundesbesoldungsgesetz mit dem Ortszuschlag der Stufe 1. 

3. Unterabschnitt 

Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Renten 

§ 35 

Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit. Renten 

(1) Erhalten Versorgungsberechtigte aus einer gesetz­
lichen Rentenversicherung oder aus einer zusätzlichen Al­
ters- und Hinterbliebenenversorgung für Angehörige des 
kirchlichen oder sonstigen öffentlichen Dienstes Rentenlei­
stungen, so sind neben den Renten die Versorgungsbezüge 
nur bis zu der in Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenze zu 
zahlen. § 26 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. für Empfänger von Ruhegehalt 
der Betrag, der sich als Ruhegehalt ergeben würde, 
wenn der Berechnung zugrunde gelegt werden 

a) bei den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen das End­
grundgehalt der Besoldungsgruppe, aus der sich das 
Ruhegehalt berechnet, 

b) als ruhegehaltfähige Dienstzeit, die nach § § 6 und 7 
berechnete Zeit und die bei der Rente beiücksichtig­
ten zusätzlichen, nach der Vollendung des 27. Le­
bensjahres liegenden Zeiten in einer rentenversiche­
rungspflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit, 

2. für Witwen und Waisen 
der Betrag, der sich als Witwen- oder Waisengeld zu­
züglich des Unterschiedsbetrages zwischen der Stufe 2 
und der nach dem Besoldungsrecht in Betracht kom­
menden kinderbezogenen Stufe des Ortszuschlages aus 
dem Ruhegehalt nach Nr. 1 ergeben würde. 

(3) Als Renten im Sinne des Absatzes 1 gelten nicht 

1. bei Empfängern von Ruhegehalt (Absatz 2 Nr. 1) 
die Hinterbliebenenrenten aus einer Beschäftigung oder 
Tätigkeit der Ehegatten, 

2. bei Witwen und Waisen (Absatz 2 Nr. 2) 
Renten aufgrund einer eigenen Beschäftigung oder 
Tätigkeit. 

(4) Bei Anwendung der Absätze 1 und 2 bleibt außer An­
satz der Teil der Rente (Absatz 1), der 

1. dem Verhältnis der Versicherungsjahre aufgrund frei­
williger Weiterversicherung oder Selbstversicherung zu 
den gesamten Rentepversicherungsjahren oder, wenn 
sich die Rente nach Werteinheiten berechnet, dem Ver­
hält11is der Werteinheiten für freiwillige Beiträge zu der 
Summe der Werteinheiten für freiwillige Beiträge, 
Pflichtbeiträge, Ersatzzeiten und Ausfallzeiten oder, 

wenn sich die Rente nach Entgeltpunkten berechnet, 
dem Verhältnis der Entgeltpunkte für freiwillige Beiträ-
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ge, zu der Summe der Entgeltpunkte für freiwillige 
Beiträge, Pflichtbeiträge, Ersatzzeiten, Zurechnungszei­
ten und Anrechnungszeiten entspricht, 

2. auf einer Höherversicherung beruht. 

Dies gilt nicht, soweit der Arbeitgeber mindestens die 
Hälfte der Beiträge oder Zuschüsse in dieser Höhe geleistet 
hat. 

(5) Den in Absatz 1 bezeichneten Renten stehen gleich 

1. entsprechende wiederkehrende Geldleistungen im Sinne 
des § 55 Absatz 8 des Beamtenversorgungsgesetzes,2 

2. entsprechende wiederkehrende Geldleistungen von Ver­
sicherungsträgem mit Sitz im Beitrittsgebiet sowie Lei­
stungen aufgrund der Zugehörigkeit zu Zusatz- und 
Sonderversorgungssystemen. 3 

§ 36 

Anrechnung von Renten aus der 
gesetzlic~en Unfallversicherung 

Renten aus einer gesetzlichen Unfallversicherung werden 
angerechnet, wenn der Versorgungsbezug nach Unfallfür­
sorgebestimmungen (§ 25) überschritten würde. Nicht anre­
chenbar ist jedoch derjenige Teil der Unfallrente, der der 
Grundrente eines Versorgungsberechtigten nach dem Bun­
desversorgungsgesetz in der jeweils geltenden Fassung bei 
vergleichbarer Minderung der Erwerbsfähigkeit entspricht. 
Ruht eine Rente aufgrund der Regelungen des Gesetzes zur 
Neuordnung der Hinterbliebenenrente sowie zur Anerken­
nung von Kindererziehungszeiten in der gesetzlichen Ren­
tenversicherung (Hinterbliebenenrenten- und Erziehungs­
zeitengesetz HEZG) vom lO.Juli 1985 (BGBL I S. 1450), 
so wird die Rente in vollem Umfang, also ohne die aus der 
Ruhensregelung sich ergebenen Minderung, angerechnet. 

§ 37 

Kürzung der Versorgungsbezüge 
nach der Ehescheidung 

Die Vorschriften des für die Versorgung der Beamten 
und Richter in Bund und Ländern geltenden Rechts über die 
Kürzung der Versorgungsbezüge nach der Ehescheidung 
und über die Anwendung der Kürzung der Versorgungsbe­
züge gelten entsprechend. 

Abschnitt VII 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 38 

Zahlung der Versorgungsbezüge 

(1) Die zuständige Dienststelle setzt die Versorgungsbe­
züge fest und zithlt diese an die Versorgungs berechtigten 
aus. 

(2) Die Versorgungsbezüge sind für die gleichen 
Zeiträume und den gleichen Zeitpunkt zu zahlen wie die 
kirchlichen Dienstbezüge. 

(3) Werden Versorgungsbezüge nach dem Tag der Fäl­
ligkeit gezahlt, so besteht kein Anspruch auf Verzugszinsen. 

2) Verordnung über beamtenversorgungsrechtliche Übergangsre­
gelungen nach Herstellung der Einheit Deutschlands (Beamten­
versorgungs-Übergangsordnung-BeamtVEV) vom 11. März 
1991 (Bundesgesetzblatt 1991, Seite 630) 

3) Verordnung über beamtenversorgungsrechtliche Übergangsre­
gelungen nach Herstellung der Einheit Deutschlands (Beamten­
versorgungs-Übergangsordnung-BeamtVEV) vom 11. März 
1991 (Bundesgesetzblatt 1991, Seite 630) 

§ 39 

Abtretung, Verpfändung, Aufrechnungs- und 
Zurückbehaltungsrecht 

(1) Ansprüche auf Versorgungsbezüge können, wenn 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur soweit abgetreten 
oder verpfändet werden, als sie der Pfändung unterliegen. 

(2) Gegenüber Ansprüchen auf Versorgungsbezüge 
kann der Dienstherr ein Aufrechnungs- oder Zurückbehal­
tungsrecht nur in Höhe des pfändbaren Teils der Versor­
gungsbezüge geltend machen. Dies gilt nicht, soweit gegen 
den Versorgungsberechtigten ein Anspruch auf Schadenser­
satz wegen vorsätzlicher unerlaubter Handlung besteht. 

(3) Ansprüche auf Sterbegeld können weder gepfändet 
noch abgetreten werden. Forderungen des Dienstherrn gegen 
den Verstorbenen aus Vorschuß oder Darlehnsgewährungen 
sowie aus Überzahlungen aus Dienst- oder Versorgungsbezü­
gen können auf das Sterbegeld angerechnet werden. 

§ 40 

Rückforderung von Versorgungsbezügen 

Die Rückforderung zuviel gezahlter Versorgungsbezüge 
richtet sich nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz­
buches über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Berei­
cherung, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Der 
Kenntnis des Mangels des rechtlichen Grundes der Zahlung 
steht es gleich, wenn der Mangel so offensichtlich war, daß 
der Empfänger ihn hätte erkennen müssen. Von der Rück­
forderung kann aus Billigkeitsgründen ganz oder teilweise 
abgesehen werden. 

§ 41 

Anzeigepflicht 

(1) Der Versorgungsberechtigte ist verpflichtet, der zu­
ständigen Dienststelle die Verlegung des Wohnsitzes sowie 
den Bezug und jede Änderung von Einkünften unverzüglich 
anzuzeigen, die Witwe außerdem auch ihre Verheiratung. 

(2) Kommt ein Versorgungsberechtigter der ihm nach 
Absatz 1 auferlegten Verpflichtung zur Anzeige des Bezu­
ges und der Änderung von Einkünften sowie der V erheira­
tung schuldhaft nicht nach, so kann ihm die Versorgung 
ganz oder teilweise auf Zeit oder auf Dauer entzogen wer­
den. Beim Vorliegen besonderer Verhältnisse kann die Ver­
S?rgung ganz oder teilweise wiederzuerkannt werden. 

§ 42 

Anpassung der Versorgungsbezüge 

Werden die Dienstbezüge durch Änderung der Grundge­
haltssätze 11nd der Ortszuschläge erhöht oder vermindert 
oder erfolgt eine Erhöhung oder Verminderung der Dienst­
bezüge um feste Beträge, werden die Versorgungssätze von 
demselben Zeitpunkt an entsprechend angepaßt. 

Abschnitt VIII 

Versorgung unter Einbeziehung der gesetzlichen 
Reutenversicherung 

§ 43 

Versorgungssicherung 

(1) Zur finanziellen Absicherung der öffentlich-recht­
lichen .Grundsätzen entsprechenden kirchengesetzlichen An­
wartschaften auf lebenslängliche Versorgung und Hinterblie­
benenversorgung sind Pfarrer und Kirchenbeamte bei der ge­
setzlichen Rentenversicherung nach Maßgabe der Vorschrif­
ten der gesetzlichen Rentenversicherung zu versichern. 

• 

• 
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(2) Die Kirche gewährt zum Grundgehalt einen Zuschlag 
in Höhe des Versichertenanteils am Pflichtbeitrag zur ge­
setzlichen Rentenversicherung (Rentenversicherungszu­
schlag). Die durch die Zahlung des Rentenversicherungszu­
schlags bedingte steuerliche Mehrbelastung bei den Dienst­
bezügen wird durch die Landeskirche nach Maßgabe yiner 
Verordnung abgegolten. 

§ 44 

Rentenanrechnung 

(1) Auf die nach den Vorschriften dieser Ordnung er­
rechneten Versorgungsbezüge werden die auf§ 43 beruhen­
den Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
unbeschadet der in § 35 und § 36 getroffenen Sonderrege­
lung in voller Höhe angerechnet. 

(2) Zu den Renten aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung zählt nicht der Kinderzuschuß. 

(3) Renten, Rentenerhöhungen und Rentenminderungen, 
die auf§ 1587 b des Bürgerlichen Gesetzbuches beruhen, 
bleiben unberücksichtigt. 

(4) Ruht eine Renteaufgrund der Regelungen des Sech­
sten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB VI), so wird die 
Rente in vollem Umfang, also ohne die aus der Ruhensrege­
lung sich ergebende Minderung, angerechnet. 

§ 45 

Steuervorteilsausgleich 

Der sich bei den Versorgungsbezügen ergebende Vorteil, 
·der auf die geringere Besteuerung der Rente aus der gesetz­
lichen Rentenversicherung zurückzuführen ist, wird pau­
schal abgeschöpft. Diese Regelung gilt nicht für das Sterbe­
geld und die Versorgungsausgleichsberechnungen für Fa­
miliengerichte. Das Nähere wird durch Verordnung gere­
gelt. 

§ 46 

Ausfallgarantie 

(1) Bis zur Anweisung der Leistungen aus der gesetzli­
chen Rentenversicherung wird den Versorgungsberechtig­
ten gegen Abtretung des Nachzahlungsanspruches Vor­
schuß in Höhe der zu erwartenden Rentenbezüge gewährt. 

(2) Verweigert oder entzieht die gesetzliche Rentenver­
sicherung die Leistungen oder tritt sonst ein Ausfall der Lei­
stungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung ein, so fin­
det § 44 für die Zeit des Leistungsausfalles keine Anwen­
dung, wenn der Versorgungsberechtigte seine Ansprüche 
insoweit an die Kirche abtritt. 

(3) Hat der Versorgungsberechtigte sich Beiträge zur 
Rentenversicherung nach dem Recht der gesetzlichen Ren­
tenversicherung erstatten lassen, für die die Kirche die ge­
samten Beitragsleistungen erbracht hat, so erhalten der Ver­
sorgungsberechtigte oder seine Hinterbliebenen ein um den 
Teil der durch die Beitragserstattung verminderten Versi­
chertenrente gekürztes Ruhegehalt. 

§ 47 

Mitwirkungspflichten 

Der Versorgungsberechtigte ist verpflichtet, alle Voraus­
setzungen für die Zahlung der Versorgungsbezüge herbei­
zuführen, insbesondere die nach den Vorschriften der ge­
setzlichen Rentenversicherung erforderlichen Anträge zu 
stellen, Willenserklärungen abzugeben und Nachweise vor­
zulegen. Das Altersruhegeld soll so rechtzeitig beantragt 
werden, daß die Rentenzahlung mit Vollendung des 65. Le­
bensjahres des Versorgungsberechtigten erfolgen kann; dies 

gilt sinngemäß bei einem vorgezogenen Altersruhegeld für 
den Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand und bei einer 
Rente wegen Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit für den Zeit­
punkt des Eintritts der Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit. 
Kommt der Verpflichtete seiner Verpflichtung schuldhaft 
nicht nach, so hat die Landeskirche die sichfür den Fall der 
rechtzeitigen Erfüllung der Verpflichtung ergebende fiktive 
Rente bei der Festsetzung der Versorgungsbezüge anzu- · 
rechnen. Die Sätze 1 und 3 gelten entsprechend für Hin­
terbliebene von Versorgungsberechtigten bezüglich der 
Witwen- und Waisenrente. 

§ 48 

Überschreiten der rentenversicherungsrechtlichen 
Hinzuverdienstgrenze 

Entfällt bei Versorgungsberechtigten im Ruhestand, die 
das 65. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, das vorge­
zogene Altersruhegeld deshalb, weil die rentenversiche­
rungsrechtliche Hinzuverdienstgrenze4 überschritten wird, 
ruhen die Versorgungsbezüge bis zu der Höhe der Rente, 
die sich aufgrundvon § 43 ergibt. 

Abschnitt IX 

Wartestandsbezüge 

§ 49 

Bestandteile 

Wartestandsbezüge sind 

1. Wartegeld, 

2. der Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 2 und der 
nach dem Besoldungsrecht in Betracht kommenden kill­
derbezogenen Stufe des Ortszuschlages. 

§50 

Höhe des Wartegeldes 

(1) Das Wartegeld beträgt 75 vom Hundert der ruhege­
haltfähigen Dienstbezüge; für jedes volle und angefangene 
Dienstjahr, das dem Empfänger von Wartestandsbezügen an 
einer ruhegehaltfähigen Dienstzeit von 15 Dienstjahren 
fehlt, wird der Vomhundertsatz um 2 vom Hundert gekürzt. 
Für die Berechnung der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
sind die Verhältnisse im Zeitpunkt der Versetzung in den 
Wartestand maßgebend. Das Wartegeld beträgt mindestens 
50 vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. 

(2) Solange der Empfänger von Wartestandsbezügen in 
einer Dienstwohnung wohnt, wird bei der Berechnung der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge kein Ortszuschlag ange­
setzt. Dafür wird eine Entschädigung in Höhe der Miete ge­
währt, die für die Benutzung der Dienstwohnung zu zahlen 
ist, bis zur Höhe des Betrages, um den sich das Wartegeld 
erhöht, wenn bei der Berechnung der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge Ortszuschlag angesetzt wird. Die zuständige 
Dienststelle kann Ausnahmen zulassen. 

(3) Die Bestimmungen der §§ 26 bis 35 finden entspre­
chende Anwendung. 

§51 

Berücksichtigung anderer Einkünfte 

Bezieht ein Ernpfauger von Wartestandsbezügen aus ei­
ner Tätigkeit in nichtkirchlichem Dienst Einkommen, so er­
hält er seine Wartestandsbezüge nur in soweit, als das Ein­
kommen hinter den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen 
zurückbleibt, aus denen das Wartegeld berechnet ist. 

4
) §§ 34 Absatz 2 und 3 SGB VI, 18 Absatz 4 SGB IV 
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§52 

Erlöschen des Anspruchs 

Der Anspruch auf Wartestandsbezüge erlischt 

1. mit dem Zeitpunkt, zu dem wieder ein Anspruch auf 
Dienstbezüge besteht, 

2. mit dem Zeitpunkt des Ruhestandes, 

3. mit der Beendigung des Dienstverhältnisses. 

Abschnitt X 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§53 

Behandlung von Renten nach bisherigem Recht 

Bei der Anwendung dieser Ordnung stehen die Renten, 
die auf der Vereinbarung zur Rentenversorgung vom 28. 
März 1980 (ABl. EKD 1981 S. 17), in der Fassung des Ge­
setzes zur Angleichung der Bestandsrenten an das Nettoni­
veau der Bundesrepulllik Deutschland und zu weiteren ren­
temechtlichen Regelungen - Rentenangleichungsgesetz -
vom 28. Juni 1990 (GEL I Nr. 38 S. 495) beruhen, den nach 
dieser Ordnung in die Versorgung einbezogenen Renten aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung gleich. 

§54 

Anwendung bisherigen und neuen Rechts für 
am 1. Januar 1992 vorhandene Versorgungsempfänger 

Wenn für bei Irrkrafttreten dieser Ordnung vorhandene 
Versorgungsempfänger irrfolge der Neuregelung über die 
ruhegehaltfähige Dienstzeit eine Verminderung des Vom­
hundertsatzes der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge, nach 
dem sich die Höhe des Ruhegehaltes bemißt, eintreten wür-

. de, sind für die betreffenden Versorgungsempfänger die 
Versorgungsbezüge weiterhin nach den nach dem bisheri­
gen Recht bestimmten Vomhundertsätzen zu bemessen. 

§55 

Ruhegehaltssatz für am 31. Dezember 1991 
vorhandene Versorgungsberechtigte 

(1) Hat das Dienstverhältnis, aus dem der Versorgungsbe­
rechtigte in den Ruhestand tritt, bereits am 31. Dezember 

. 1991 bestanden, bleibt der zu diesem Zeitpunkt erreichte Ru­
hegehaltssatz gewahrt. Die Berechnung der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit und des Ruhegehaltssatzes richtet sich dabei nach 
dem bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Recht. 

{2) Erreicht der Versorgungsberechtigte aus einem bereits 
vor dem 31. Dezember 1991 bestehenden Dienstverhältnis 
vor dem 1. Januar 2002 die für ihn maßgebende gesetzliche 
Altersgrenze, so richtet sich die Berechnung der ruhegehalt- · 
fähigen Dienstzeit und des Ruhegehaltssatzes nach dem bis 
zum 31. Dezember 1991 geltenden Recht. Dies gilt entspre­
chend, wenn der Versorgungsberechtigte wegen Dien­
stunfähigkeit in den Ruhestand versetzt wird oder verstirbt. 

(3) Der sich nach Absatz 1 oder 2 ergebende Ruhege­
haltssatz wird der Berechnung des Ruhegehaltes zugrunde 
gelegt, wenn er höher ist als der Ruhegehaltssatz, der sich 
nach dieser Ordnung für die gesamte ruhegehaltfähige 
Dienstzeit ergibt. Der sich nach Absatz 1 ergebende Ruhe­
gehaltssatzdarf den Ruhegehaltssatz, der sich. nach dem bis 
zum 31. Dezember 1991 geltenden Recht ergäbe, nicht 
übersteigen. 

(4) Tritt der Versorgungsberechtigte aus einem Dienst­
verhältnis, das am 31. Dezember 1991 bereits bestanden hat, 
vor Vollendung des 65. Lebensjahres in den Ruhestand, oh-

ne daß Dienstunfähigkeit vorliegt, so ist § 8 Absatz 2 mit 
folgender Maßgabe anzuwenden: 

Der Vomhundertsatz der Minderung des Ruhegehalts be­
trägt bei Vollendung des 62. Lebensjahres 

vor dem 1. Januar 2002 
nach dem 31. Dezember 2001 
nach dem 31. Dezember 2002 
nach dem 31. Dezember 2003 
nach dem 31. Dezember 2004 
nach dem 31. Dezember 2005 
nach dem 31. Dezember 2006 

O,Ov.H. 
0,6v.H. 
1,2 v. H. 
1,8 v. H. 
2,4 v. H. 
3,0v. H. 
3,6v. H. 

(5) Bis zu einer anderweitigen dienstrechtlichen Rege­
lung gilt für Pastorinnen und Kirchenbeamtinnen § 8 Absatz 
2 dieser Ordnung mit der Maßgabe, daß an die Stelle des 65. 
Lebensjahres das 60. Lebensjahr tritt. 

(6) Ergibt sich aufgrundder Absätze 1 und 2 ein höheres 
Ruhegehalt als nach neuem Recht, so ist dies auch bei den 
Höchstgrenzen nach § 31 Absatz 2, § 32 Absatz 2 und § 35 
Absatz 2 dieser Ordnung zu berücksichtigen. 

§56 

Vorläufiger Höchstruhegehaltssatz 

Bei der Anwendung von § 8 wird bis auf weiteres das 
höchste erreichbare Ruhegehalt auf 70 vom Hundert der ru­
hegehaltfähigen Dienstbezüge begrenzt; diese Begrenzung 
ist auch bei der Bemessung der Hinterbliebenenversorgung 
zu berücksichtigen. Bei der Anwendung des § 50 Absatz 1 
gilt Satz 1, 1. Halbsatz entsprechend. 

§57' 

Ergänzende Anwendung des für Beamte 
in Bund und Ländern geltenden Rechts 

In Ergänzung dieser Ordnung ist das für die Versorgung 
der Beamten in Bund und Ländern geltende Recht sinn­
gemäß anzuwenden, es sei denn, daß dieses Recht mit kir­
chenrechtlichen Bestimmungen nicht vereinbar ist. 

§58 

lokrafttreten 

(1) Diese Ordnung tritt, abgesehen von § 43 Absatz 2 
Satz 2 und § 45, am 1. Januar 1992 in Kraft; entgegenste­
hende Bestimmungen treten außer Kraft. 

(2) Den Zeitpunkt des Inkrafttretens der § 43 Absatz 2 
Satz 2 und § 45 bestimmt der Rat. 

Be r 1 in, den 3. Dezember 1991 

Der Ratder 
Evangelischen Kirche der Union 

- Bereich Ost -

Dr.Rogge 
Vorsitzender 

Nr. 20* Beschluß zu§ 3 Absätze 1 und 2 der Verord­
nung zur Regelung der Dienstverhältnisse der· 
Mitarbeiter der Kirchenkanzlei der Evange­
lischen Kirche der Union vom 4. September 
1991. 

Vom 3. Dezember 1991. 

I. 

(1) Die Beschlüsse des Rates der EKU- Bereich Ost­
für die Besoldung der Kirchenbeamten und die Vergütung 

• 
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der kirchlichen Mitarbeiter im Angestelltenverhältnis der 
Gliedkirchen gelten nach Maßgabe der Ziffern 2 und 3 für 
die Besoldung und die Vergütung der Mitarbeiter der Kir­
chenkanzlei. 

(2) Vermindern sich durch die Anwendung des in den al­
ten Bundesländern geltenden Lohnsteuer- und Sozialversiche­
rungsrechts ab l. Januar 1992 die den Kirchenbeamten und 
nichtbeamteten Mitarbeitern der Kirchenkanzlei zustehenden 
ständigen monatlichen Nettobezüge, werden die Unter­
schiedsbeträge als persönliche Zulagen solange gezahlt, bis 
die Bruttobezüge der Mitarbeiter den Bruttobezügen der Mit­
arbeiter der Kirchenkanzlei-Bereich West- entsprechen. 

(3) Die Mitarbeiter erhalten im Falle von Zuzahlungen 
anläßlich der Inanspruchnahme von Sachleistungen der 
Krankenversicherung nettowirksam als Härteausgleich die 
Differenz zwischen den im West- und Ostbereich entstehen­
den Sachleistungskosten. 

II. 

Für die nichtbeamteten Mitarbeiter, die am 31. Dezember 
1991 in einem DienMverhältnis zur Evangelischen Kirche 
der Union gestanden haben, das am l. Januar 1992 zur EKU 
fortbesteht, gilt für die Dauer dieses Dienstverhältnisses fol­
gendes: 

1. Hängt die Eingruppierung oder der Anspruch auf eine 
Vergütungsgruppenzulage nach den im Bereich West 
geltenden Bestimmungen von der Zeit einer Tätigkeit 
oder von der Zeit einer Bewährung in einer bestimmten 
Vergütungs- und Fallgruppe ab, wird die vor dem l. Ja­
nuar 1992 zurückgelegte Zeit so berücksichtigt, wie sie 

zu berücksichtigen wäre, wenn die im Bereich West gel­
tenden Bestimmungen bereits seit dem Beginn des 
Dienstverhältnisses gegolten hätten (vgl. § 4 der Anpas­
sungsarbeitsrechtsregelung vom l. März 1991, ABI. 
EKD S. 206). 

2. Verringern sich durch das Irrkrafttreten der im Bereich 
West geltenden Bestimmungen die am 31. Dezember 
1991 nach den bisher geltenden Arbeitsrechtsregelungen 
zustehenden ständigen monatlichen Bezüge, wird der Un­
terschiedsbetrag als persönliche Zulage gewährt. Die per­
sönliche Zulage vermindert sich um die Hälfte der nach 
dem l. Januar 1992 eintretenden persönlichen und allge­
meinen Verbesserungen der Bezüge (Grundvergütung, 
Ortszuschlag, in Monatsbeträgen festgelegte Zulagen). 

III. 

Dieser Beschluß tritt am f Januar 1992 in Kraft. 

Be r l in, den 3. Dezember 1991 

Der Ratder 
Evangelischen Kirche der Union 

- Bereich Ost -

Dr. Rogge 
Vorsitzender 

C. Aus den Gliedkirchen 

Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig 

Nr.21 Kirchengesetz über die Wiedereingliederung 
der Kirchengemeinden der ehemaligen Prop­
stei Blankenburg in die Evangelisch-lutheri­
sche Landeskirche in Braunschweig. 

Vom 23. November 1991. (LKABl. S. 94) 

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be­
schlossen, das hiermit verkündet wird: 

§ 1 

,(1) Dem zwischen der Evangelisch-lutherischen Landes­
kirche in Braunschweig und der Evangelischen Kirche der 
Kirchenprovinz Sachsen abgeschlossenen Vertrag über die 
Wiedereingliederung der Kirchengemeinden der ehemali­
gen Propstei Blankenburg in die Evangelisch-lutherische 
Landeskirche in Braunschweig vom 23./30. Oktober 1991 
wird zugestimmt. 

(2) Mit dem Irrkrafttreten des Vertrages wird das durch 
ihn geschaffene Recht für die Evangelisch-lutherische Lan­
deskirche in Braunschweig bindend. 

§2 

Die Kirchenmitglieder der in Artikel 1 des Vertrages ge­
nannten Kirchengemeinden werden Kirchenmitglieder der 
Evangelisch-lutherischen Landeskirche in Braunschweig. 

§ 3 

Die Amtszeit der im Amt befindlichen Gemeindekirchen­
räte endet mit dem Ablauf der Amtszeit der Kirchenvorstän­
de der Evangelisch-lutherischen Landeskirche in Braun­
schweig am 31. Mai 1994. 

§4 

Die Pfarren und Pfarrwitwentümer bleiben als rechtlich 
selbständige Stiftungen des öffentlichen Rechts bestehen. 
Bezüglich der Opfereien gilt § 94 Kirchengemeindeord­
nung. 

§5 

(1) Die Kirchengemeinden Allrode, Altenbrak, Benzin­
gerade, Blankenburg St. Bartholomäus, Blankenburg St. 
Katharinen, Blankenburg Luthergemeinde, Börnecke, Cat­
tenstedt, Hasselfelde, Heimburg, Hüttenrode, Michaelstein, 
Neuwerk, Rübeland, Stiege, Tanne, Timmenrode, Trauten­
stein, Treseburg und Wienrode werden bis zu einer endgül­
tigen Entscheidung in die Evangelisch-lutherische Propstei 
Bad Harzburg eingegliedert. 

(2). Die Kirchengemeinden Calvörde, Elsebeck-Beren­
brock, Jeseritz, Parleib, Uthmöden und Zobbenitz werden in 
die Evangelisch-lutherische Propstei Vorsfelde eingeglie-
dert. ' 
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§6 

(1) ·Die Kirchenvorstände der in § 5 genannten Kir­
chengemeinden wählen bis zum 29. Februar 1992 gemäß 
§ 26 Absatz 1 Ziffer2 Propsteiordnung die jeweiligen 
Mitglieder der Propsteisynoden Bad Harzburg und Vors­
felde. 

(2) Die Propsteivorstände der Propsteien Bad Harzburg 
und Vorsfelde berufen bis zum 31. März 1992 gemäß § 26 
Absatz 1 Ziffer 4 Propsteiordnung weitere nichtordinierte 
Mitglieder der Propsteisynoden aus den in § 5 genannten 
Kirchengemeinden. 

§7 

Die gemäß Artikel 2 des Vertrages auf die Evangelisch­
lutherische Landeskirche in Braunschweig überführten 
Sachmittel und Stellen der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
des bisherigen Kreiskirchenamtes Blankenburg sowie die 
Dienst- und Anstellungsverhältnisse dieser Mitarbeiter wer­
den nach Einrichtung eines Kirchenverbandes Blankenburg 
auf diesen übertragen .• 

§8 

Für die in Artikel 3 Absatz 2 des Vertrages genannten 
Pfarrer und Pfarrerinnen/Pastorinnen wird während der 
Dauer der Sonderregelung nach Artikel 3 Absatz 2 dt<s 
Vertrages gemäß § 1 der Verordnung mit Gesetzeskraft 
des Rates der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen vom 18. November 1991 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 172 anstelle der Besoldung und Versor­
gung nach dem Pfarrerbesoldungs- und_ -verso!gu~gsge­
setz der Konföderation evangelischer Kirchen m Nieder­
sachsen vom 2. September 1981 (Amtsbl. 1981, S. 41) in 
der Fassung vom 5. März 19n (Amtsbl. 1991 S. 44) die 
Besoldung und Versorgung in der Besoldungsstufe und 
Höhe nach dem in der Evangelischen Kirche der Kir­
chenprovinz Sachsen geltenden Recht gewährt. Mit dem 
Ende der Sonderregelung nach Artikel 3 Absatz 2 des 
Vertrages tritt an die Stelle des insoweit geltenden Besol­
dungs- und Versorgungsrechts der Evangelischen Kirche 
der Kirchenprovinz .Sachsen das entsprechende Recht 
der Evangelisch-lutherischen Landeskirche in Braun­
schweig. 

§9 

Für die in Artikel 3 Absatz 2 des Vertrages genannten 
Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen wird während 
der Dauer der Sonderregelung nach Artikel 3 Absatz 2 des 
Vertrages anstelle der Besoldung und Versorgung nach 
dem Kirchenbeamten-Besoldungsgesetz in der Fassung 
vom 14. August 1989 (Amtsbl. 1989 S, 59) die Besoldung 
und Versorgung in der Besoldungsstufe und Höhe nach 
dem in der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz 
Sachsen geltenden Recht gewährt. § 8 Satz 2 gilt entspre­
chend. 

§10 

Die in Artikel 3 Absatz 2 des Vertrages genannten Pfarrer 
und Pfarrerinnen/Pastorinnen können. sich während der 
Dauer der Sonderregelung nach Artikel3 Absatz 2 des Ver­
trages nur mit Zustimmung der Kirchenregierung gemäß § 4 
des Kirchengesetzes über die Errichtung, die Aufhebung 
und die Besetzung der Pfarrstellen und Stellen mit allge­
meinkirchlicher Aufgabe und besonderem Auftrag vom 23. 
November 1979 (Amtsbl. 1979 S. 160) in der Fassung vom 
8. März 1986 (Amtsbl. 1986 S. 27) auffreie Pfarrstellen und 
Stellen mit allgemeinkirchlicher Aufgabe oder besonderem 
Auftrag bewerben. 

§11 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1992 in Kraft. 

B r a u n s c h w e i g , den 23. November 1991 

Nr.22 

Evangelisch-lutherische Landeskirche 
in Braunschweig 

Kirchenregierung 

Prof. Dr. Gerhard M ü 1 1 e r 

Vertrag über die Wiedereingliederung der 
Kirchengemeinden der ehemaligen Propstei 
Blankenburg in die Evangelisch-lutherische 
Landeskirche in Braunschweig. 

Vom 23. Oktober 1991/30. Oktober 1991. 
(LKABL S.95) 

Zwischen der 

Evangelisch-lutherischen Landeskirche in Braunschweig, 
vertreten durch das Landeskirchenamt, 

undder 

Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, vertre­
ten durch die Kirchenleitung, 

wird folgender Vertrag geschlossen: 

Artikel1 

(1) Die bis zum Abschluß des Vertrages zwischen der 
Evangelisch-lutherischen Landeskirche in Braunschweig 
und der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Sachsens 
vom 19. Juni 1973 zur Propstei Blankenburg der Evange­
lisch-lutherischen Landeskirche in Braunschweig gehören­
den Kirchengemeinden, die aufgrund des Vertrages zwi­
schen der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Sachsens 
und der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen 
vom 1./15. 10. 1985 in die Evangelische Kirche der Kir­
chenprovinz Sachsen eingegliedert worden sind, werden mit 
dem Irrkrafttreten dieses Vertrages aus der Evangelischen 
Kirche der Kirchenprovinz Sachsen ausgeglüidert und wie­
der in die Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braun­
schweig eingegliedert. 

(2) Zur ehemaligen Propstei Blankenburg gehören die 
folgenden Kirchengemeinden: Allrode, Altenbrak, Benzin­
gerade, Blankenburg St. Bartholomäus, Blankenburg St. 
Katharinen, Blankenburg Luthergemeinde, Bömecke, Cat­
tenstedt, Hasselfelde, Heimburg, Hüttenrode, Michaelstein, 
Neuwerk, Rübeland, Stiege, Tanne, Timmenrode, Trauten­
stein, Treseburg, Wienrode sowie Calvörde, Elsebeck­
Berenbrock, Jeseritz, Parleib, Uthmöden und Zobbenitz. 

(3) Mit dieser Rückgliederung tritt in dem in Absatz 1 
bezeichneten Bereich das Recht der Evangelisch-lutheri­
schen Landeskirche in Braunschweig in Kraft, soweit nicht 
in diesem Vertrag etwas anderes vereinbart ist. 

(4) Der verbleibende Kirchenkreis Wernigerode steht in 
der rechtlichen Kontinuität des bisherigen Kirchenkreises 
Blankenburg-Wemigerode unbeschadet von Artikel 2 und 
Artikel 4 Abs. 1 dieses Vertrages. Eine Vermögensausein­
andersetzung findet unbeschadet von Artikel 10 nicht statt. 

Artikel2 

Das. in Blankenburg befindliche Kreiskirchenamt des 
Kirchenkreises Blankenburg-Wemigerode wird aufgeho­
ben. Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sowie die Sach­
mittel des bisherigen Kreiskirchenamtes werden bis auf 

• 

• 
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weiteres auf die Evangelisch-lutherische Landeskirche in 
. Braunschweig überführt. 

Artikel3 

(1) Die öffentlich-rechtlicheJl Dienstverhältnisse der in 
dem in Artikel 1 Abs. 1 bezeichneten Bereich tätigen Pfar­
rer, Pfarrerinnen/Pastorinnen, Kirchenbeamten und Kir­
chenbeamtinnen werden mit dem Irrkrafttreten dieses Ver­
trages von der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz 
Sachsen auf die Evangelisch-lutherische Landeskirche in 
Braunschweig nach Maßgabe dieses Vertrages übergeleitet. 

(2) Um eine Ungleichbehandlung der Pfarrer, Pfarrerin­
nen/Pastorinnen, Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen 
mit denen der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz 
Sachsen in Besoldungs- und Versorgungsfragen zu vermei­
den und eine Vergleichbarkeit der Einkommensverhältnisse 
der Pfarrer, Pfarrerinnen/Pastorinnen, Kirchenbeamten und 
Kirchenbeamtinnen mit den Gemeindegliedern der Kir­
chengemeinden der Propstei zu ermöglichen, sind sich die 
vertragschließenden Kirchen darüber einig, daß für eine 
Übergangszeit eine S'onderregelung für die Besoldung und 
Versorgung entsprechend der Besoldung und Versorgung 
der Evangelisch-lutherischen Landeskirche in Braun­
schweig vorgenommen wird. Die Übergangszeit besteht für 
die Dauer von drei Jahren, beginnend mit dem Irrkrafttreten 
dieses Vertrages. Sollten bereits vor Ablauf der Übergangs­
zeit die Besoldungsverhältnisse des Öffentlichen Dienstes 
im Lande Sachsen-Anhalt denen des Landes Niedersachsen 
im wesentlichen angeglichen sein, so wird der Zeitpunkt, zu 
dem die Sonderregelung gemäß Satz 1 beendet wird, durch 
übereinstimmende Beschlüsse des Konsistoriums der Evan­
gelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und des Lan­
deskirchenamtes der Evangelisch-lutherischen Landeskir­
che in Braunschweig festgestellt. Die Beschlüsse und der 
Zeitpunkt des Außerkrafttretens der Sonderregelung werden 
in den jeweiligen Amtsblättern bekanntgemacht 

(3) Mit der Überleitung findet das für Pfarrer, Pfarrerin­
nen/Pastorinnen, Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen 
in der Evangelisch-lutherischen Landeskirche in Braun­
schweig geltende Dienst-, Besoldungs- und Versorgungs­
recht nach Maßgabe des Absatzes 2 Anwendung. 

( 4) Die vertragschließenden Kirchen vereinbaren, den 
Pfarrern, Pfarrerinnen/Pastorinnen, Kirchenbeamten und 
Kirchenbeamtinnen die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Vertrages in den Kirchengemeinden des in Artikel 1 
Abs. 1 bezeichneten Bereichs tätig sind, ein Rückkehrrecht 
in die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen 
nach Maßgabe des Pfarrerdienst- und Pfarrstellenbeset­
zungsrechts dieser Kirche zu gewähren. 

Artikel4 

(1) Die privatrechtlich geordneten Dienstverhältnisse 
von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, die in dem in Arti­
kel 1 Abs. 1 bezeichneten Bereich tätig sind, bleiben un­
berührt, soweit die Kirchengemeinden Anstellungsträger 
sind, oder werden auf die Propstei Vorsfelde sowie bis auf 
weiteres auf die Evangelisch-lutherische Landeskirche in 
Braunschweig überführt. 

(2) Artikel 3 Abs. 2 findet mit der Maßgabe sinngemäß 
Anwendung, daß in den vergütungs- und versorgungsrecht­
lichen Bestimmungen ebenfalls eine entsprechende Sonder­
regelung vorgesehen wird. 

(3) Auf die privatrechtlich geordneten Dienstverhältnis­
se findet mit dem Irrkrafttreten dieses Vertrages das in der 
Evangelisch-lutherischen Landeskirche in Braunschweig 
geltende Recht nach Maßgabe des Absatzes 2 Anwendung. 

ArtikelS 

Die vertragschließenden Kirchen sind sich darin einig, 
daß Formen der übergemeindlichen Zusammenarbeit zwi­
schen den Bereichen Blankenburg und Wernigerode auf­
rechterhalten und unter Einbeziehung des Bereichs Bad 
Harzburg fortgeführt werden sollen. Die Leitungsorgane der 
vertragschließenden Kirchen werden entsprechende Akti­
vitäten in den Bereichen Wernigerode, Blankenburg und 
Bad Harzburg unterstützen. 

Artikel6 

( 1) Die Versorgung der Pfarrer, Pfarrerinnen/Pastorinnen, 
Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen wird nach Maßga­
be des Artikels 3 Abs. 2 durch die Evangelisch-lutherische 
Landeskirche in Braunschweig gewährleistet. Die Versor­
gung entspricht nach Ablauf der in Artikel 3 Abs. 2 vorgese­
henen Sonderregelung in ihrem Umfang derjenigen der übri­
gen Pfarrer, Pfarrerinnen/Pastorinnen, Kirchenbeamten und 
Kirchenbeamtinnen der Evangelisch-lutherischen Landeskir­
che in Braunschweig. Leistungen anderer öffentlich-rechtli­
cher Versicherungsträger werden auf die Versorgung nach 
Maßgabe des geltenden Pfarrer- und Kirchenbeamtenbesol­
dungs- und-versorgungsrechts angerechnet. 

(2) Rechte und Pflichten, die die Evangelische Kirche 
der Kirchenprovinz Sachsen aufgrund der »Vereinbarung 
über die Rentenversorgung für auf Lebenszeit angestellte 
Mitarbeiter der Evangelischen Kirchen und deren Hin­
terbliebene« vom 28. März 1980 für die Pfarrer und Kir­
chenbeamten in dem in Artikel I Abs. 1 dieses Vertrages be­
zeichneten Bereich hat, gehen vorbehaltlich der Zustim­
mung der in der Vereinbarung genannten Versicherungsan­
stalt oder deren Rechtsnachfolger auf die Evangelisch-lu­
therische Landeskirche in Braunschweig über. 

Artikel? 

Anstelle von Leistungen der Kirchlichen Zusatzversor­
gungskasse Darmstadt zahlt für die in dem in Artikel 1 
Abs. 1 bezeichneten Bereich im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Vertrages in einem privatrechtliehen Dienstverhält­
nis stehenden Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen die Evange­
lische Landeskirche in Braunschweig eine Zusatzversor­
gung in entsprechender Anwendung der Bestimmungen der 
Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Darmstadt 

ArtikelS 

(1) Die Erhebung und Verwaltung der Kirchensteuern in 
dem in Artikel 1 Abs. 1 bezeichneten Bereich erfolgt in Be­
achtung der zwischen dem Land Sachsen-Anhalt und der 
Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und der 
Evangelischen Landeskirche Anhalts vereinbarten und ab­
gestimmten Regelungen. Der Kirchensteuerbeschluß der 
Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen wird bis 
auf weiteres von der Evangelisch-lutherischen Landeskir­
che in Braunschweig entsprechend übernommen. 

(2) Die Feststellung und Abführung der auf die Gesamt­
heit der Kirchengemeinden des in Artikel 1 Abs. 1 bezeich­
neten Bereichs entfallenden Kirchensteuereinnahmen er­
folgt nach der in der Evangelischen Kirche der Kirchenpro­
vinz Sachsen praktizierten Regelung. Das Nähere regelt ei­
ne Verwaltungsvereinbarung. 

(3) Vor wesentlichen Änderungen der in Absatz 1 be­
zeichneten Regelungen werden sich die vertragschließen­
den Kirchen verständigen. 

Artikel9 

Die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen 
wird die Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braun-
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schweig bei der Durchsetzung von Ansprüchen gegenüber 
Dritten auf Zahlung von Zuschüssen und Versicherungslei­
stungen öffentlich-rechtlicher Versicherungsträger unter­
stützen. Dies gilt insbesondere für die Geltendmachung von 
Staatsleistungen (Dotation für kirchenregimentliehe 
Zwecke und Zuschüsse zur Pfarrerbesoldung) gegenüber 
dem Lande Sachsen-Anhalt. 

ArtikellO 

Die Verwaltung des für die Kirchengemeinden der ehe­
maligen Propstei Blankenburg bestimmten Sondervermö­
gens geht auf das Landeskirchenamt Waltenbüttel über. 
Dies bezieht sich sowohl auf den Anteil des Sondervermö­
gens des Kirchenkreises Blankenburg-Wernigerode als 
auch auf den Anteil, der Sondervermögen des Kirchenkrei­
ses Haldensieben geworden ist. 

Artikel11 

(1) Die vertragschließenden Kirchen stimmen darin über­
ein, daß der Beauftragte der evangelischen Landeskirchen beim 
Landtag und der Landesregierung des Landes Sachsen-Anhalt 
die Belange der Kirchengemeinden des in Artikel 1 Abs. 1 be­
zeichneten Bereichs in seine Aufgabe einbezieht. Näheres wird 
zwischen den vertragschließenden Kirchen unter Beteiligung 
der Evangelischen Landeskirche Anhalts vereinbart. 

(2) Die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sach­
sen ist bereit, auf Ersuchen der Evangelisch-lutherischen 
Landeskirche in Braunschweig die Kirchengemeinden in 
dem in Artikel 1 Abs. 1 benannten Bereich gegenüber den 
staatlichen Behörden und Dienststellen zu vertreten. 

Artikel12 

Die Vertragspartner werden bei etwa auftretenden Mei­
nungsverschiedenheiten über die Auslegung dieses Vertra­
ges diese im Geiste der Gemeinschaft von Kirchen erörtern 
und beizulegen suchen. Sie nehmen in Aussicht, die zur An­
wendung dieses Vertrages erforderlichen Schritte in beider­
seitigen Konsultationen zu beraten. 

Artikel13 

Die vertragschließenden Kirchen werden zur Ausführung 
dieses Vertrages eine Verwaltungsvereinbarung zwischen 
den Kirchenverwaltungen schließen. 

Artikel14 

(1) Der Vertrag wird in zwei Ausfertigungen erstellt, von 
denen je eine Ausfertigung bei jeder vertragschließenden 
Landeskirche hinterlegt wird. 

(2) Der Vertrag bedarf zu seiner Wirksamkeit der Zu­
stimmung der Landessynode der Evangelisch-lutherischen 
Landeskirche in Braunschweig und der Synode der Evange­
lischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen. Er wird in den 

Kirchlichen Amtsblättern beider Landeskirchen veröffent­
lich. Er tritt am 1. Januar 1992 in Kraft. 

Wolfe n b ü t t e 1, den 23. Oktober 1991 

Evangelisch-lutherische 
Landeskirche in Braunschweig 

Landeskirchenamt 

Prof. Dr. Gerhard M ü 11 e r 

Magd e b ur g , den 30. Oktober 1991 

Nr.23 

Kirchenleitung der Evangelischen Kirche 
der Kirchenprovinz Sachsen 

Dr. Christoph D e m k e 

Kirchengesetz zur Änderung der Verfassung 
der Evangelisch-lutherischen Landeskirche 
in Braunschweig und der Propsteiordnung. 

Vom 23. November 1991. (LKABl. S. 97) 

. Die Landessynode hat unter Einhaltung der Bestimmun­
gen der Artikel 66 Absatz 3 und 94 Absatz 2 der Verfassung 
der Landeskirche das folgende Kirchengesetz beschlossen, 
das hiermit verkündet wird: 

§ 1 

In Abweichung von Artikel 48 Absatz 1 Buchstabe c der 
Verfassung· der Evangelisch-lutherischen Landeskirche in 
Braunschweig und § 40 Absatz 1 Buchstabe c der Propstei­
ordnung gehören den Propsteivorständen der Propsteien 
Bad Harzburg und Vorsfelde bis zur Neubildung der Prop­
steivorstände je ein weiteres ordiniertes und nichtordiniertes 
Mitglied an. Die Propsteisynoden dieser Propsteien wählen 
diese aus dem Kreis der Synodalen, die aus den in § 5 des 
Kirchengesetzes über die Wiedereingliederung der Kirchen­
gemeinden der ehemaligen Propstei Blankenburg in die 
Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig 
vom 23. November 1991 (Amtsbl.1991 S. 94) genannten 
Kirchengemeinden in die Propsteisynode entsandt worden 
sind. Die Wahlen sind bis zum 30. Juni 1992 vorzunehmen. 

§2 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1992 in Kraft. 

Brauns c h w e i g, den 23. November 1991 

Evangelisch-lutherische 
Landeskirche in Braunschweig 

Kirchenregierung 

Prof. Dr. Gerhard M ü 11 e r 

Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers 

Nr.24 Kirchengesetz zu dem Vertrag über die Rück­
gliederung der ev.-luth. Kirchengemeinden 
des Amtes Neuhaus in die Ev.-luth. Landes­
kirche Hannovers. 

Vom 11. Dezember 1991. (KABl. S.174) 

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be­
schlossen: 

§ 1 

(1) Dem zwischen der Evangelisch-Lutherischen Lan­
deskirche Mecklenburgs und der Evangelisch-lutherischen 
Landeskirche Hannoversam 22. Oktober 1991 geschlosse­
nen Vertrag über die Rückgliederung der Kirchengemein­
den des Amtes Neuhaus in die Ev.-luth. Landeskirche Han­
novers, der diesem Kirchengesetz als Anlage beigefügt ist, 
wird zugestimmt. 

• 

• 
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(2) Mit lokrafttreten des Vertrages wird das durch ihn 
geschaffene Recht für die Landeskirche bindend. 

§2 

(1) Die Kirchengemeinden des Amtes Neuhaus werden 
in den Kirchenkreis B1eckede eingegliedert. 

(2) Der Kirchenkreisvorstand beruft für seine laufende 
Amtszeit ein Mitglied aus einer Kirchengemeinde des Am­
tes Neuhaus zu der nach § 27 Abs. 2 der Kirchenkreisord­
nung bestellten Zahl der Mitglieder hinzu. 

§ 3 

Solange die in dem Vertrag genannten Kirchengemein­
den zum Staatsgebiet des Landes Mecklenburg-Vorpom­
mem gehören, finden auf sie der Vertrag des Landes Nie­
dersachsen mit den Evangelischen Landeskirchen in Nie­
dersachsen vom 19. März 1955 nebst Zusatzvereinbarung 
vom 19. März 1955, der Ergänzungsvertrag vom 4. März 
1965 sowie der Gestellungsvertrag vom 4. /15. Juli 1967 mit 
Nachtrag vom 28. I 2?. September 1977 keine Anwendung. 

§4 

(l) Das Landeskirchenamt kann für eine Übergangszeit 
von fünf Jahren Zuweisungen zum Haushaltsausgleich der 
Kirchengemeinden des Amtes Neuhaus über die Zuweisun­
gen nach den allgemeinen Bestimmungen hinaus vorneh­
men, wenn die vom Kirchenkreis unter Ausschöpfung sei­
ner Möglichkeiten den Kirchengemeinden zugewiesenen 
Mittel aus der Grund- und Ergänzungszuweisung erheblich 
unter dem unabweisbaren Mindestbedarf (§ 1 Abs. 2 Zuwei­
sungsverordnung) liegen und zur Annäherung an die durch­
schnittlichen Verhältnisse in der Landeskirche nicht ausrei­
chen. Die Einzelzuweisungen können auch dem Kirchen­
kreis zur Erhöhung der Grund- und Ergänzungszuweisun­
gen an die Kirchengemeinden des Amtes Neuhaus zugewie­
sen werden. 

(2) Desgleichen kann das Landeskirchenamt bis zu fünf 
Jahren Anpassungsregelungen für die Stellenplanung im 
Kirchenkreis Bleckede treffen. 

§5 

Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1992 in Kraft. 

Der Kirchensenat hat dem von der Landessynode be­
schlossenen Kirchengesetz zugestimmt. Es wird hiermit 
verkündet. 

Hannover, den 11. Dezember 1991 

Der Kirchensenat 
der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers 

Hirsehier 

Anlage 

Vertrag 
über die Rückgliederung der ev.-luth. Kirchengemein­
den des Amtes Neuhaus in die Evangelisch-lutherische 

Landeskirche Hannovers 

Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Mecklenburgs 
(im folgenden mecklenburgische Landeskirche genannt) 
- vertreten durch den Oberkirchemat -
und 

die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers 
(im folgenden hannoversche Landeskirche genannt) 
- vertreten durch den Landesbischof-
schließen folgenden 

Vertrag 

§ 1 

(1) Die ev.-luth. Kirchengemeinden 
Neuhaus, vereinigt mit den früheren Kapellengemeinden 
Krusendorf, Sückau und Stiepelse, Stapel, vereinigt mit 
den früheren Kapellengemeinden Haar und Konau, 
und 
Tripkau, unter einem Pfarramt verbunden mit den Kirchen­
gemeinden Kaarßen und Wehningen (im folgenden 
Kirchengemeinden des Amtes Neuhaus genannt), 

werden aus der mecklenburgischen Landeskirche ausge­
gliedert und in die hannoversche Landeskirche wieder ein­
gegliedert. Die Kirchenmitglieder der Kirchengemeinden 
dt;s Amtes Neuhaus sind mit der Rückgliederung Kirchen­
mitglieder der hannoverschen Landeskirche. 

(2) Mit der Rückgliederung treten im Bereich der Kir­
chengemeinden des Amtes Neuhaus die Verfassung sowie 
die Kirchengesetze, Verordnungen und sonstigen rechtli­
chen Bestimmungen der hannoverschen Landeskirche in 
Kraft und die Vorschriften der mecklenburgischen Landes­
kirche außer Kraft, soweit in diesem Vertrag nichts anderes 
bestimmt ist. Für die Anwendung des Zuweisungsrechts und 
der Stellenplanungsvorschriften wird die hannoversche 
Landeskirche Anpassungsregelungen treffen. 

(3) Bis zum Zeitpunkt, zu dem im Gebiet des Amtes 
Neuhaus das Recht des Landes Niedersachsen in Kraft tritt, 
gilt für die Kirchenmitglieder und Kirchengemeinden des 
Amtes Neuhaus ausschließlich das Kirchensteuerrecht des 
Landes Mecklenburg-Vorpommem und der mecklenburgi­
schen Landeskirche. 

§2 

(l) Für die im Dienst einer Kirchengemeinde des Amtes 
Neuhaus stehenden Pastoren endet mit lokrafttreten des 
Vertrages ihr Dienstverhältnis zur mecklenburgischen Lan­
deskirche; sie stehen mit diesem Zeitpunkt wieder aus­
schließlich in einem Pfarrerdienstverhältnis zur hannover­
schen Landeskirche. 

(2) Auf die dienst- und besoldungsrechtliche .Stellung 
der in Absatz 1 genannten Pastoren finden die Vorschriften 
des in der hannoverschen Landeskirche geltenden Rechts 
Anwendung. 

§3 

(1) Für die gegen Vergütung/Lohn tätigen Mitarbeiter im 
Dienstverhältnis bei einer Kirchengemeinde des Amtes 
Neuhaus sind die Dienstverträge dem in der hannoverschen. 
Landeskirche geltenden Mitarbeiterrecht anzupassen. 

(2) Die hannoversche Landeskirche tritt in die Versor­
gungsverpflichtungen ein, die nach§ 3 Abs. 2 des Vertrages 
zwischen der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 
Mecklenburgs und der Evangelisch-Lutherischen Landes­
kirche Sachsens vom 23. September/30. Oktober 1981 auf 
die mecklenburgische Landeskirche übergegangen sind. So­
weit noch Mittel aus den Versorgungsrücklagen des ge­
meinsamen Fonds, der anläßlich der Umgliederung der Kir­
chengemeinden des Amtes Neuhaus aus der sächsischen 
Landeskirche in die mecklenburgische Landeskirche gebil­
det wurde, vorhand.en sind, wird die mecklenburgische Lan­
deskirche diese Mittel der hannoverschen Landeskirche 
übertragen. 
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§4 

Die Kirchenvorsteher, die nach dem Recht der mecklen­
burgischen Landeskirche gewählt und berufen worden sind, 
bleiben bis zur nächsten Wahl in der hannoverschen Lan­
deskirche im Amt. Die Kirchenvorstände nehmen die Rech­
te und Pflichten eines Kirchenvorstandes nach dem Recht 
der hannoverschen Landeskirche wahr. 

§5 

(1) Die mecklenburgische Landeskirche verpflichtet 
sich, an die hannoversche Landeskirche die Archivalien und 
Akten, die die Kirchengemeinden des Amtes Neuhaus be­
treffen, herauszugeben und die zur Übernahme der Verwal­
tung dieser Kirchengemeinden erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. 

(2) Die Kassen- und Rechnungsführung für die Kirchen­
gemeinden des Amtes Neuhaus sind dem Kirchenkreisamt 
Lüneburg zu übertragen. 

§6 

Dieser Vertrag bedarf der Zustimmung durch Kirchenge­
setze der vertragschließenden Landeskirchen. 

§7 

Dieser Vertrag tritt am 1. Januar 1992 in Kraft. 

Hannover, den22. Oktober 1991 

Evangelisch-Lutherische Landeskirche Mecklenburgs 

Der Oberkirchenrat 

P. Müller 
Präsident 

Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers 

Horst H i r s c h l e r 
Landesbischof 

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 

Nr.25 Rechtsverordnung zur Bemessung gemeind­
licher Pfarr- und Pfarrvikarstellen . 

Vom 17. September 1991. (ABI. S.186) 

Aufgrund von § 3 Absatz 2 des Pfarrstellengesetzes vom 
12. November 1981 (ABI. 1981 S. 182) hat die Kirchenlei­
tung im Einvernehmen mit dem Kirchensynodalvorstand 
folgende Rechtsverordnung beschlossen: 

§ 1 

Grundlagen der Bemessung 

(1) Vorgabe und Richtschnur für die Bemessung ge­
meindlicher Pfarr- und Pfarrvikarstellen ist die Zahl der ver­
fügbaren Stellen. Aufgabe des Bemessungsverfahrens ist ih­
re angemessene Verteilung. 

(2) Leitend für die Bemessung im Einzelfall sind typolo­
gische Merkmale der Stellenstruktur, soweit sie für die mit 
der Stelle verbundenen Anforderungen und Aufgaben kenn­
zeichnend, bedeutsam und ausweisbar sind und ohne erheb­
lichen Verwaltungsaufwand erhoben werden können. 

(3) Berücksichtigt werden dabei gemäß § 3 Absatz 1 
Pfarrstellengesetz insbesondere: die Zahl der Gemein­
deglieder (mit 1. Wohnsitz), die Siedlungsstruktur (Land­
und Stadtgemeinden), die Ausdehnung des Seelsorgebe­
zirks, die Zahl pfarramtlich verbundener Kirchengemeinden 
und die mitzuversehenden Außenorte, die Zahl regelmäßig 
zu haltender Gottesdienste, die Anzahl der Konfirmanden, 
das Verhältnis der Gemeindeglieder zur Einwohnerzahl 
(Diaspora), ständige kirchliche Einrichtungen wie Kinder­
gärten u. a., mitzuversehende Krankenhäuser, Altenheime 
u. a. sowie besondere auf Dauer mit der Stelle verbundene 
Schwerpunktaufgaben. 

§2 

Bemessungsverfahren 

(1) Die Bemessung einer Pfarr- oder Pfarrvikarstelle 
wird nach dem in der Anlage aufgeführten Punkteschlüssel 

ermittelt, der Bestandteil dieser Verordnung ist. Er kann 
geändert werden, wenn es die gesamtkirchliche Entwick­
lung erfordert. 

(2) Die Richtzahl einer vollen Stelle beträgt 100 Punkte; 
die Richtzahl einer Teilstelle wird nach ihrem Umfang ent­
sprechend vermindert. 

(3) Abweichungen von der Richtzahl um bis zu 20 Pro­
zent stellen eine zulässige Toleranz dar und bleiben ohne 
Auswirkungen auf den Stellenbestand. Bei der Errichtung 
einer vollen Stelle darf dabei jedoch die Zahl von 1200 Ge­
meindegliedern, bei einer halben Stelle die Zahl von 600 
Gemeindegliedern nicht unterschritten werden. 

(4) Bei Gemeinden mit mehreren Pfarr- oder Pfarrvikar­
stellen ist bei der Bemessung von der Gesamtheit der Stellen 
auszugehen. Die zulässige Toleranz wird bei mehr als zwei 
Stellen auf insgesamt 50 Punkte begrenzt. 

§ 3 

Stellenplanung 

(1) Die Kirchenleitung stellt die Gesamtzahl der finan~ 
zierbaren und besetzbaren Pfarr- und Pfarrvikarstellen nach 
Maßgabe der dafür verfügbaren Haushaltsmittel und dem 
von derKirchensynode beschlossenen Stellenplan fest. Da­
bei ist die Anzahl der gemeindlichen und übergemeindli-
chen Stellen zu benennen. · 

(2) Nach den Maßgaben des Bemessungsverfahrens ist 
für jedes Dekanat im ZusaiJ).menwirken mit dem Dekanats­
synodal vorstand ein Sollstellenplan zu erstellen. 

§4 

Errichtung und Erweiterung von Stellen 

(1) Überschreitet eine Pfarr- oder Pfarrvikarstelle die 
Richtzahl um mehr als 20 Prozent, so soll nach Möglichkeit ei­
ne Entlastung durch eine Umgliederung von Stellen erfolgen. 

(2) Eine zusätzliche Voll- oder Teilstelle ist erst vorzuse­
hen, wenn die dafür erforderliche Richtzahl erreicht wird. 
Liegen besondere Belastungsfaktoren vor, so kann dabei die 

• 

• 
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Richtzahl im Ausnahmefall unterschritten werden. Dies gilt 
auch dann, wenn eine nötige Umgliederung von Stellen 
nicht anders erreicht werden kann. Bei gemeindlichen Stel­
len mit einer Sonderfunktion wird von der Punktwertung ab­
gesehen. 

(3) Vereinzelte halbe Stellen sollen nicht errichtet wer­
den, sofern nicht das Zusammenwirken mit einer benach­
barten Vollstelle hergestellt werden kann. 

( 4) Die Errichtung neuer Stellen wird durch die nach § 3 
Absatz 1 festgestellte Gesamtzahl der finanzierbaren und 
besetzbaren Stellen begrenzt. Reicht diese für die Zahl vor­
liegender Stellenanträge nicht aus, so entscheidet die Kir­
chenleitung über die Eirichtung neuer Stellen nach Dring­
lichkeit. 

§5 
Aufhebung und Einschränkung von Stellen 

(1) Eine Pfarr- oder Pfarrvikarstelle, die die Richtzahl 
um mehr als 20 Prozent unterschreitet, ist in eine Z-Stelle 
(Stelle mit Zusatzauftrag) umzuwandeln, wenn sie nicht 
durch eine Umgliederung zu erweitern ist. Eine mögliche 
Umgliederung hat Vorrang. 

(2) Der Umfang des Zusatzauftrages beträgt bei einer 
Unterschreitung der zulässigen Toleranz um bis zu 10 Punk­
ten 114, um bis zu 20 Punkten 1/3, um bis zu 30 Punkten 1/2 
eines vollen Dienstauftrags. Über die Art des Zusatzauftrags 
entscheidet die Kirchenleitung im Benehmen mit dem De­
kanatssynodalvorstand. 

(3) Eine Pfarr- oder Pfarrvikarstelle, die die Richtzahl 
um mehr als 50 Punkte unterschreitet, ist in ihrem Umfang 
auf eine halbe Stelle einzuschränken oder aufzuheben. Dies 
gilt auch, wenn bei einer bestehenden vollen Stelle die Zahl 
von 900 Gemeindegliedern unterschritten wird. Liegen im 
Einzelfall zwingende Gründe für den Erhalt einer vollen 
Stelle vor, so kann die Kirchenleitung die erforderliche 
Mindestzahl von Gemeindegliedern verringern. 

(4) Stillgelegte Stellen (Dauervakanzen) sind aufzuhe­
ben bzw. nicht mehr als Pfarrstellen zu führen. 

(5) Sind mehrere Stellen einer Gemeinde von einer Neu­
bemessung betroffen, so soll die Veränderung vorrangig bei 
einer vakanten, in Kürze freiwerdenden oder unständigen 
Stelle oder Teilstelle erfolgen. 

§6 

Besondere Bestimmungen 

(1) Bei der Errichtung, Aufhebung oder Veränderung 
gemeindlicher Pfarr- oder Pfarrvikarstellen hat nach§ 2 Ab­
satz 1 Pfarrstellengesetz vorausgehend eine Beteiligung der 
zuständigen Kirchenvorstände und Dekanatssynodalvor­
stände zu erfolgen. Sind die Voraussetzungen zur Besetzung 
einer Stelle nicht mehr gegeben, so kann ihre Ausschrei­
bung bis zur abschließenden Entscheidung ausgesetzt wer­
den. 

(2) Gemäß § 32 Pfarrstellengesetz bleiben die Rechte 
von Kirchengemeinden besonderer Art unberührt. 

(3) Für Änderungen der Rechtsverordnung und ihres 
Punkteschlüssels gelten die gleichen Zuständigkeiten wie 
für ihren Erlaß (vgl. § 3 Absatz 2 Pfarrstellengesetz). 

§7 

Irrkrafttreten 

Diese Rechtsverordnung tritt mit Wirkung vom 1. No­
vember 1991 in Kraft. 

Sie ist nach einem Erprobungszeitraum von drei Jahren 
zu überprüfen. 

Darmstadt, den 17. September 1991 

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 
- Kirchenleitung -

D. S p eng 1 er 

Punkteschlüssel zur Bemessung gemeindlicher Pfarr­
und Pfarrvikarstellen 

(Anlage zu § 2 Absatz 1 der Rechtsverordnung) 

Die Bemessung erfolgt nach den im folgenden genannten 
Faktoren. Dabei ist zu berücksichtigen: Gehören zu einer 
Gemeinde mehrere Stellen, so sind die Punktewerte nur je­
weils einmal für den gesamten Stellenbereich zu vergeben. 

1. Gemeindeglieder 
Die Zahl der Gemeindeglieder ist ein Grundindikator. 
Es zählen je 25 Gemeindemitglieder 
(mit 1. Wohnsitz) 1 Punkt 

Beträgt die Zahl der Gemeindeglieder weniger als 10 
Prozent der Einwohnerzahl, so zählen je 20 Gemein­
deglieder 1 Punkt. 

2. Sockelbetrag 
Für Aufgaben der allgemeinen Verwaltung (wie Ge­
schäftsführung, Haushaltsführung, Schriftverkehr, Kon­
takte mit Dienststellen, Sitzungsleitung) wird ein 
Sockelbetrag zugerechnet. 
Sockelbetrag 
bis 750 Gemeindeglieder 
bei über 750 Gemeindeglieder 

3. Landbonus 

10 Punkte 
20 Punkte 

Stellen in Landgemeinden oder Kleinstädten, die nicht 
im Bereich eines Einzelortes mit mehr als 10000 Ein­
wohnern liegen, wird ein Landbonus zugeschrieben. 
Berücksichtigt werden darin in generalisierter Weise 
ständiger Predigtdienst, das weitgehende Fehlen anderer 
hauptberuflicher Mitarbeiter/innen, verringerte überge­
meindliche Dienste und Angebote, erhöhte Wegzeiten, 
Entfernungen zu Ämtern u. a. Vorortgemeinden, die po­
litisch zu einem größeren Stadtgebiet zählen, sind aus­
genommen. In Zweifelsfällen entscheidet über die Zuer­
kennung des Landbonus die Kirchenverwalturig. 
Landbonus 10 Punkte 

4. Pfarramtlich verbundene Gemeinden 
Die Mitversehung einer pfarramtlich verbundenen Kir­
chengemeinde wird je zusätzlicher Gemeinde mit 5 
Punkten bewertet (doppelte Haushaltsführung, eigene 
Vorstandssitzungen, eigenständige Gemeindearbeit). 
Dies gilt auch für die Mitversehung einer Gemeinde mit 
einer dauernd vakanten Pfarrstelle. 
Je zusätzlicher Gemeinde 5 Punkte 

5. Mitzuversehende Außenorte 
Nicht mitzuzählen sind hier die bereits unter 4. gewerte­
ten Hauptorte pfarramtlich verbundener Gemeinden. 
Außenorte unter 50 Evang. werden nicht einzeln gewer­
tet. Sie sind zusammenzuzählen und erhalten für zusam­
m~n je 50 Evang. 0,5 Punkte. 
Je Außenort 
ab 50 Evang. 
ab 100 Evang. 
ab 250 Evang. 

0,5 Punkte ab 500 Evang. 3 Punkte 
1 Punkt ab 750 Evang. 4 Punkte 
2 Punkte 
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6. Ausdehnung des Seelsorgebezirks 
Erhöhte Wegzeiten werden bei Landpfarrstellen schon 
durch den Landbonus berücksichtigt, so daß hier nur ei­
ne besondere Ausdehnung des Seelsorgebezirks zu be­
werten ist. Zu messen ist dabei die weiteste Entfernung 
nach Straßenkilometern zwischen zwei zugehörigen Or­
ten. 
Weiteste Entfernung 
ab 5 km (Einzelstrecke) 
ab 10 km (Einzelstrecke) 

7. Predigtstellen 

1 Punkt 
2 Punkte 

Gewertet werden regelmäßig zu haltende Haupt- oder , 
Kindergottesdienste soweit sie 4 Gottesdienste pro Mo­
nat (4 Wochen) übersteigen und von nur einer Stelle zu 
versehen sind. 
Je zusätzlichem Hauptgottesdienst 
je zusätzlichem Kindergottesdienst 

8. Konfirmandenzahl 

1 Punkt 
1 Punkt 

Als besondere Belastung wird gewertet, wenn der Kon­
firmandenunterricht auf Grund der Zahl der Konfirman­
den oder der örtlichen Gegebenheiten von einer Stelle 
regelmäßig mit zwei Konfirmandengruppen, also dop­
pelschichtig, zu halten ist und dies eine dauerhafte Pra­
xis darstellt. Eine Vorkonfirmandengruppe wird eben­
falls als zusätzliche Gruppe gewertet. Die Gegebenhei­
ten müssen auch für das Vorjahr bestanden haben. 
Für eine zusätzliche Konfirmandengruppe 4 Punkte 

9. Neubaugebiete 
Liegt ein rechtskräftiger Bebauungsplan vor, der in spä­
testens 3 Jahren einen Zuwachs von mindestens 300 
Einwohnern erwarten läßt, so kann dies in die Stellenbe­
messung einbezogen werden. Gewertet werden 1 Wohn­
einheit= 2,4 Einw. = 1 Evang. 
Für Neubaugebiete je erwartete zusätzliche 
50 Evang. 1 Punkt 

10. Soziale Brennpunkte 
Unter sozialen Brennpunkten bzw. Wohngebieten mit 
außergewöhnlicher Problemstruktur sind Stadtteile mit 
mindestens ca. 300 Einwohnern gemeint, die besondere 
soziale Aktivitäten erfordern. Die besondere Problem­
struktur und die damit für den Stelleninhaber gegebenen 
besonderen Aufgaben sind nach Art und Umfang be­
gründet darzulegen. Über die Anerkennung und Ge­
wichtung entscheidet die Kirchenverwaltung. 
Für soziale Brennpunkte 
bei starker Belastung 
bei sehr starker Belastung 

11. Sonstige Schwerpunkte besonderer Art 

5 Punkte 
10 Punkte 

Besondere Schwerpunktaufgaben sind nur zu berück­
sichtigen, soweit sie mit der Stelle dauerhaft verbunden 
sihd. (Persönliche Wahlämter oder ehrenamtliche Tätig­
keiten sind nicht zuzurechnen.) Die für den Stelleninha­
ber gegebenen besonderen Aufgaben sind nach Art und 
Umfang begründet darzulegen. Über die Anerkennung 
und Gewichtung entscheidet die Kirchenverwaltung. · 
Für besondere Schwerpunktaufgaben 
bei starker Belastung 
bei sehr starker Belastung 

12. Kindertagesstätten 

5 Punkte 
bis 10 Punkte 

Bewertet werden Aufgaben der Leitung und die religi­
onspädagogische Beratung und Fortbildung der Mitar­
beiterinnen. 
Je Kindertagesstätte 
mit 1-2 Gruppen 
mit 3 - 4 Gruppen 
mit 5 und mehr Gruppen 

3 Punkte 
4 Punkte 
5 Punkte 

13. Mitzubetreuende Alten- und Pflegeheime 
Bewertet wird die Mitbetreuung von Alten- und Pflege­
heimen (außer Seniorenheimen und -wohnanlagen), so­
weit sie im Seelsorgebezirk der Stelle liegen und nicht 
zum Aufgabenbereich anderer kirchlicher Mit­
arbeiter/innen gehören. (Regelmäßig zu haltepde Got­
tesdienste zählen gesondert zu Punkt 7.) 
Je volle 50 Alten- und Pflegeheimplätze 1 Punkt 

14. Sonstige mitzubetreuende Einrichtungen 
Bewertet wird die Mitbetreuung z. B. von Jugendhei­
men, Sozialstationen u. a. in eigener Trägerschaft nach 
Art und Umfang der damit für den Stelleninhaber gege­
benen regelmäßigen Aufgaben, die begründet darzule­
gen sind. Über die Anerkennung und Gewichtung ent­
scheidet die Kirchenvenyaltung. 
Für sonstige mitzubetreuende Einrichtungen 3 Punkte 
in Ausnahmefällen bis 6 Punkte 

15. Übergemeindliche Zusatzaufträge 
Bewertet werden übergemeindliche oder Sonderfunktio­
nen betreffende Zusatzaufträge, die mit der Stelle ver­
bunden sind oder zum Dienstauftrag des Stelleninhabers 
gehören, und zwar je nach Umfang im Verhältnis zu ei­
nem vollen Dienstauftrag. 
Zusätzlich verordneter Religionsunterricht wird nach 
Wochenstunden bemessen. 
Für lf4 Zusatzm;tftrag 
für 113 Zusatzauftrag 
für If2 Zusatzauftrag 
Je Wochenstunde 

25 Punkte 
33 Punkte 
50 Punkte 

4 Punkte 

Nr.26 Ordnung für die Theologiestudierenden der 
Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau 
(Studentenordnung). 

Vom 17. September 1991. (ABI. S. 188) 

Aufgrund von § 3 Abs. 4 des Kirchengesetzes betreffend 
die Vorbildung und Anstellungsfähigkeit der Pfarrer in der 
Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau vom 14. April 
1950 in der Fassung vom 7. Dezember 1967 (ABI. 1968 S. 
42) hat die Kirchenleitung die folgende Rechtsverordnung 
beschlossen: 

§ 1 

Liste der Theologiestudierenden der EKHN 

(1) Die Studentenordnung beschreibt die Beziehungen 
zwischen der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau 
und den Theologiestudierenden im Hauptfach, die sich da­
mit auf den Beruf des Pfarrers oder der Pfarrerin vorberei­
ten. 

(2) Das Ausbildungsreferat (Referat Personal-Förde­
rung) in der Kirchenverwaltung führt eine Liste der Theolo­
giestudierenden der EKHN. Es nimmt Theologiestudieren­
de gemäß § 2 auf Antrag in die Liste auf. 

(3) Zum Ersten Theologischen Ex;;tmen werden im allge­
meinen nur Studierende zugelassen, die in der Liste eingetra­
gen sind(§ 3 Abs. 4 des Kirchengesetzes betreffend die Vor­
bildung und Anstellungsfähigkeit der Pfarrer in der EKHN). 

§2 

Voraussetzungen für die Aufnahme in die qste 
der Theologiestudierenden 

(1) Die Aufnahme in die Liste der Theologiestudieren­
den setzt voraus, daß der Student oder die Studentin 

• 

• 
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a) einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land angehört, 

b) zum Zeitpunkt der Reifeprüfung den ersten Wohnsitz im 
Bereich der EKHN hatte, 

c) evangelische Theologie im Hauptfach studiert und 

d) die Absicht hat, als Pfarrer oder Pfarrerin in den Dienst 
der EKHN zu treten. 

Die Kirchenverwaltung kann Ausnahmen zulassen. 

(2) Die Aufnahme in die Liste der Theologiestudieren­
den ist förmlich zu beantragen. Antragsformulare sind bei 
der Kirchenverwaltung zu erhalten. Dem Antrag sind der 
Personalbogen und ein Paßbild jüngeren Datums beizufü­
gen. Die Kirchenverwaltung unterrichtet die Antragsteller 
über ihre Aufrtahme in die Liste. 

(3) Die Aufnahme in die Liste der Theologiestudieren­
den begründet keinen Rechtsanspruch auf Zulassung zum 
praktischen Vorbereitungsdienst (Vikariat) oder auf eine 
spätere Verwendung jm Dienst der EKHN. 

§3 

Streichung aus der Liste der Theologiestudierenden 

(1) Der Student oder die Studentin kann sich jederzeit 
ohne persönliche Nachteile aus der Liste der Theologiestu­
dierenden streichen lassen. 

(2) Entfällt eine der Voraussetzungen, die nach § 2 Abs. 
1 für die Aufnahme in die Liste der Theologiestudierenden 
maßgeblich sind, so ist di~ Kirchenverwaltung davon zu be­
nachrichtigen. Sie nimmt dann die Streichung aus der Liste 
vor, sofern nichts anderes vereinbart wird. 

(3) Aus der Liste der Theologiestudierenden wird ferner 
gestrichen, wer 

a) länger als zwei Jahre in keiner Verbindung zur Kirchen­
verwaltung steht und auf wiederholte Anfragen nicht 
reagiert; 

b) nicht erkennen läßt, daß er oder sie die Voraussetzungen 
für das Erste Theologische Examen erfüllen wird. Der 
oder die Betroffene hat vor der Entscheidung das Recht 
auf Anhörung. Findet ein Gespräch statt, so kann er oder 
sie dazu eine Person seines oder ihres Vertrauens mit­
bringen. Gegen die Streichung aus der Liste der Theolo­
giestudierenden kann Einspruch bei der Kirchenleitung 
eingelegt werden. 

§4 

Erstes Theologisches Examen 

(1) Theologiestudierende, die in den Dienst der EKHN 
treten wollen, legen das Erste Theologische Examen in der 
Regel vor dem Prüfungsamt der EKHN ab. Die Kirchenver­
waltung kann Ausnahmen zulassen. 

Will ein Student oder eine Studentin das Examen nicht 
vor dem Prüfungsamt der EKHN ablegen, nimmt er oder sie 
rechtzeitig Verbindung zur Kirchenverwaltung auf. 

(2) Die Zulassung zum Ersten Theologischen Examen 
und zu den Prüfungen in den Fächern Bibelkunde und Phi­
losophie, die schon während des Studiums möglich sind, ist 
förmlich zu beantragen. Prüfungsordnungen, Anmeldefor­
mulare und Merkblätter dazu sind bei der Kirchenverwal­
tung zu erhalten. 

§5 

Studiendauer und -orte 

(1) Theolpgiestudierende, die in den Dienst der EKHN 
treten wollen, müssen mindestens sechs sprachenfreie Se-

mester studiert haben. Näheres regelt § 3 des Kirchengeset­
zes betreffend die Vorbildung und Anstellungsfähigkeit der 
Pfarrer in der EKHN. 

Danach sind mindestens vier Semester an Theologischen 
Fachbereichen oder Fakultäten deutscher Universitäten 
nachzuweisen. Von den sechs Pflichtsemestern können bis 
zu zwei sprachenfreie Semester an einer anerkannten Kirch­
lichen Hochschule studiert werden. Die Studierenden sollen 
die Hochschule möglichst einmal gewechselt haben. Das 
Studium an deutschsprachigen Universitäten des Auslandes 
wird wie ein Studium an deutschen Universitäten gerechnet. 
Studiensemester an sonstigen Ausbildungsstätten des Aus­
lands können anerkannt werden. Dabei sind die Sprach­
kenntnisse des Studierenden und das Studiensystem der je­
weiligen theologischen Ausbildungsstätte zu berücksichti­
gen. 

(2) Im Rahmen von Absatz 1 ist den Theologiestudieren­
den der EKHN die Wahl des Studienortes freigestellt. Sie 
können sich von jeder Hochschule aus zum Ersten Theolo­
gischen Examen vor dem Prüfungsamt der EKHN melden. 

§6 

Zurückstellung vom Wehr- oder Zivildienst 

Nach § 12 Abs. 2 des Wehrpflichtgesetzes in der Fassung 
vom 8. Dezember 1972 bzw. nach'§ 11 Abs. 2 des Gesetzes 
über den Zivildienst der Kriegsdienstverweigerer in der Fas­
sung vom 9. August 1973 können Studenten, die sich auf 
das Geistliche Amt vorbereiten, auf Antrag vom Wehr- bzw. 
Zivildienst zurückgestellt werden. 

Ein Student, der diese Möglichkeit in Anspruch nehmen 
will, benötigt dazu eine kirchliche Bescheinigung zur Vor­
lage beim zuständigen Kreiswehrersatzamt oder beim Bun­
desamt für den Zivildienst. Entsprechende Formblätter sind 
bei der Kirchenverwaltung zu erhalten. 

§7 

Predigtdienst 

Theologiestudierende höheren Semesters können mit Zu­
stimmung des örtlich zuständigen Dekans eine Predigt hal­
ten. Sie sollen schon ein homiletisches Seminar besucht und 
dabei eine Predigt ausgearbeitet oder gehalten haben. Mit 
einem solchen Dienst ist nicht das Recht verbunden, einen 
Talar zu tragen. 

§8 

Konfession des Ehepartners 

Die EKHN erwartet von ihren zukünftigen Pfarrern und 
Pfarrerinnen, daß deren Ehepartnerin/Ehepartner der evan­
gelischen Kirche angehört. Dies gilt als Voraussetzung für 
die Übernahme in den unständigen Pfarrdienst Die Kir­
chenleitung kann Ausnahmen zulassen(§ 7 Abs. 2 der Kan­
didatenordnung vom 24. Juni 1974). 

Gehört der Ehepartner/die Ehepartnerin einer anderen 
Kirche oder Glaubensgemeinschaft an, ist wegen der damit 
für den zukünftigen Dienst gegebenen Fragen frühzeitig 
Rücksprache mit der Kirchenverwaltung aufzunehmen. 

§9 

Angebote der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau 

Die EKHN bietet ihren Studierenden folgende Hilfen an: 

a) Informationen, vor allem zum Theologiestudium, zur 
kirchlichen Ausbildung, zu allgemein-studentischen 
Fragen und zum kirchlichen Leben; 

b) Studienberatung für einzelne und für Gruppen; 
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c) Tagungen, die teilweise in Zusammenarbeit mit dem Nr. 27 Ordnung der Kammer für Ausbildung. 

Vom 17. September 1991. (ABL S. 190) Delegiertenrat der Theologiestudierenden der EKHN 
veranstaltet werden; 

d) Gemeindepraktika und die Vermittlung anderer kirch­
lich anerkannter Praktika, z. B. im industriellen, sozia­
len und diakonischen Bereich; 

e) Kontaktangebote. 

Darüber hinaus kann die Kirchenverwaltung im Rahmen der 
dafür vorhandenen Haushaltsmittel die Studierenden mit 
Bücher- und Zeitschriftengeld unterstützen, in begrenztem 
Umfang auch mit Leistungs- oder mit Sozialstipendien bzw. 
entsprechenden Darlehen. Merkblätter über die Vergabe fi­
nanzieller Mittel an Theologiestudierende der EKHN sind 
bei der Kirchenverwaltung zu erhalten. 

§10 

Vertretung der Studierenden 

(1) An den Studienorten besteht in der Regel ein Kon­
vent der Theologiestudierenden der EKHN. Diese wählen in 
jedem Semester Sprecher oder Sprecherinnen, die ihren 
Konvent im Delegiertenrat der Theologiestudierenden der 
EKHN vertreten. Dieser wählt seinerseits einen Vorstand. 

(2) Der Delegiertenrat vertritt die Interessen der Theolo­
giestudierenden gegenüber den zuständigen Stellen der 
EKHN. Er berät mindestens einmal jährlich die geltenden 
kirchlichen Regelungen für Studium, Vikariat und Examina. 
Das Referat Personal-Förderung ist dazu einzuladen. 

(3) Das Referat Personal-Förderung informiert den Dele­
giertenrat über konzeptionelle Überlegungen auf EKD-Ebe­
ne und beabsichtigte Maßnahmen oder V erändemngen, die 
Studium, Vikariat, ·Examina und die Ubemahme in den 
Pfarrdienst betreffen. 

(4) Der Delegiertenrat informiert das Referat Personal­
Förderung über die Situation an den Hochschulen und deren 
Einschätzung in den Konventen. 

(5) Ist eine Änderung von Gesetzen oder Rechtsverord­
nungen vorgesehen, die die theologische Ausbildung betref­
fen, so legt die Kirchenverwaltung dem Delegiertenrat die 
beabsichtigten Änderungen rechtzeitig zur Stellungnahme 
vor. 

(6) Der Delegiertenrat kann Anträge, die die theologi­
sche Ausbildung und die Übernahme in den Pfarrdienst be­
treffen, an die Kirchenverwaltung richten, die schriftlich be­
antwortet werden. Die Begründung der Antwort wird bei 
Bedarf in einer Sitzung des Delegiertenrates mündlich er­
läutert. 

(7) Der Delegiertenrat wählt die Kommilitonen oder 
Kommilitoninnen, die die Theologiestudierenden der 
EKHN in der Kammer für Ausbildung, als Beobachter bei 
den Tagungen der Kirchensynode der EKHN und auf EKD­
Ebene im Verband Evangelischer Theologiestudierender 
vertreten. 

§11 

Schlußbestimmung 

Diese Ordnung tritt am 1. Dezember 1991 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Studentenordnung vom 17. August 
1981 (ABL 1981 S. 117) außer Kraft. 

D aqn stad t, den 17. September 1991 

Evangelische Kirche in Hessen nnd Nassau 
- Kirchenleitung -

D. S p eng 1 er 

Aufgrund der Artikel48 Abs. 2 n und 50 Abs. 2 der Kir­
chenordnung wird folgende Verwaltungsverordnung erlas­
sen: 

§ 1 

Kammer für Ausbildung 

Die Kirchenleitung bildet eine Kammer für Fragen der 
theologischen Ausbildung. 

§2 

Zusammensetzung der Kammer 

(1) Der Kammer gehören acht Mitglieder an, die Mit­
glieder der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassausein 
müssen. Davon beruft die Kirchenleitung 

a) ein Mitglied des Lehrkörpers der Evangelisch-theologi­
schen Fachbereiche der Universitäten Frankfurt a. M., 
Mainz oder Marburg im Benehmen mit deren Dekana­
ten, 

b) eine Lehrerinleinen Lehrer der Theologischen Semina­
re, 

c) eine Lehrpfarrerinleinen Lehrpfarrer, 

d) eine Ausbilderin/einen Ausbilder aus dem industriellen 
oder sozialen Bereich, 

e) eine Ausbilderin/einen Ausbilder aus dem staatlichen 
Bildungsbereich, 

f) zwei Mitglieder aus dem Bereich der Theologiestuden­
tenschaft bzw. ·des Vikariates auf V arschlag des Dele­
giertenrates der Theologiestudierenden und des Rates 
der Vikarinnen und Vikare, · 

g) eine/einen in der Fortbildung Tätige/n. 

Der Kammer gehören ohne Stimmrecht an: 
ein Mitglied des Leitenden Geistlichen Amtes, das von die­
sem entsandt wird, 
die Leiterin/der Leiter des Referats Personal-Förderung der 
Kirchenverwaltung, 
der Geschäftsführer/die Geschäftsführerirr der Kammer. 

(2) In der Kammer sollen Frauen und Männer gleich ver­
treten sein. 

(3) Die Mitglieder der Kammer werden für sechs Jahre 
berufen. Wiederholte Berufung ist zulässig. 

( 4) Die Mitgliedschaft erlischt, sobald sich der in Absatz 
1 beschriebene Status eines Mitglieds ändert und wenn ein 
Mitglied in drei aufeinanderfolgenden Sitzungen unent­
schuldigt fehlt. 

(5) Frei gewordene Plätze werden durch Berufung neu 
besetzt. 

(6) Die Sitzungen der Kammer sind nicht öffentlich. 

§3 

Aufgaben 

(1) Die Kammer berät die Kirchenleitung in Angelegen­
heiten der theologischen Ausbildung. 

(2) Die Kammer berät den Leiter/die Leiterin des Refe­
rats Personal-Förderung der Kirchenverwaltung in Fragen 
der theologischen Ausbildung. Diese(r) unterrichtet die 
Kammet laufend über die Angelegenheiten seines/ihres Re­
ferates, soweit sie die theologische Ausbildung betreffen. 

(3) Die Kammer kann Anträge an die Kirchenleitung 
richten. Die Anträge werden schriftlich vorgelegt und auf 

• 

• 
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Wunsch der Kirchenleitung vom Kammervorstand in einer 
Sitzung der Kirchenleitung erläutert. Lehnt die Kirchenlei­
tung Anträge oder Vorlagen der Kammer ab, so geht der 
Kammer eine Begründung zu. 

(4) Die Kammer hat im einzelnen folgende Aufgaben: 

a) sie berät über Fragen der Ausbildungsforschung, Aus­
bildungsüberprüfungund Ausbildungskonzeption; 

b) sie wird vor der Berufung der haupt- und nebenamtli­
chen Lehrkräfte an den theologischen Ausbildungsein­
richtungen der Evangelischen Kirche in Hessen und 
Nassau, der Mitglieder des Theologischen Prüfurigsam­
tes sowie des Leiters/der Leiterin des Referats Personal­
Förderung und des/der zuständigen theologischen Mit­
arbeiters/Mitarbeiterin in diesem Referat gehört; 

c) sie holt durch die Entsendung von Mitgliedern in ver­
schiedene Ausbildungsbereiche Informationen zur theo­
logischen Ausbildung ein; 

d) sie gibt auf Anforderung der Kirchenleitung und zu An­
trägen und Anregungen an die Kirchenleitung, die Fra­
gen der theologischen Ausbildung betreffen, gutachtli­
che Stellungnahmen ab. 

§4 

Geschäftsführer 

Die Kirchenleitung beruft im Benehmen mit der Kammer 
eine(n) Theologen!Theologin als Geschäftsführer(in) der 
Kammer. Er/sie berät die Kammer wissenschaftlich, führt 
ihre laufenden Geschäfte und bereitet ihre Sitzungen zusam­
men mit dem Vorstand vor. 

§5 

Geschäftsordnung 

(1) Die Kammer wählt aus ihrer Mitte eine Vorsitzen­
de/einen Vorsitzenden und eine Stellvertreterin/einen Stell­
vertreter als Vorstand für die Dauer ihrer Amtsperiode. 

(2) Der Vorstand bereitet in Fühlungnahme mit dem Lei­
ter/der Leiterin des Referats Personal-Förderung die Sitzun­
gen der Kammer vor und leitet sie. 

(3) Der/die Vorsitzende beruft die Kammer mindestens 
zweimal jährlich zu einer ordentlichen Sitzung ein. Die Sit­
zung gilt als ordnungsgemäß einberufen, wenn die Einla­
dung Vierzehn Tage vor der Sitzung an die Mitglieder abge­
sandt ist. 

(4) Der/die Vorsitzende kann die Kammer zu außerordent­
lichen Sitzungen einberufen. Er/sie muß es tun, wenn minde­
stens vier Mitglieder es unter Angabe einer Tagesordnung 
schriftlich beantragen oder die Kirchenleitung es verlangt. 

(5) Die Kammer ist beschlußfähig, wenn mehr als die 
Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Beschlüsse werden mit 
einfacher Mehrheit der Anwesenden gefaßt. Auf Antrag ei­
nes Mitglieds muß geheim abgestimmt werden. 

(6) Die Kammer kann für bestimmte Fragen Ausschüsse 
bilden. Die Ausschüsse können Sachverständige mit bera­
tender Stimme hinzuziehen. 

(7) Über die Sitzungen der Kammer und der Ausschüsse ist 
Protokoll zu führen, das von der/dem Vorsitzenden und 
dem/der Protokollführer/in zu unterzeichnen ist. Die Protokol­
le sind allen Mitgliedern sowie der Kirchenleitung zuz~leiten. 

§6 

lokrafttreten 

Diese Ordnung tritt am 1. Dezember 1991 in Kraft; die 
bisherige Ordnung vom 5. September 1977 (ABI. 1977 S. 
1S1) tritt mit diesem Zeitpunkt außer Kraft. 

D a r m s t a d t , den 17. September 1991 

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 
- Kirchenleitung -

D. S p eng I er 

Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck 

Nr.28 16. Kirchengesetz zur Änderung der Grund­
ordnung der Evangelischen Kirche von Kur­
hessen-Waldeck. 

Vom 27. November 1991. (KABI. S. 259) 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Kur­
hessen-Waldeck hat am 27. November 1991 in Hofgeismar 
das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

§ 1 

Die Grundordnung der Evangelischen Kirche von Kur-

Vorstehendes Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

K a s s e 1, den 29. November 1991 

Der Bischof 

In Vertretung 
Bielitz 

Vizepräsident 

hessen-Waldeck vom 22. Mai 1967 (KABI. S. 19), zuletzt Nr. 29 
geändert durch das Fünfzehnte Änderungsgesetz vom 29. 
November 1990 (KABI. S. 147), wird wie folgt geändert: 

Verordnung über die Gewährung von Miet­
zuschüssen für Vikare. 

I.n Artikel148 Abs. 3 wird die Jahreszahl »1991« durch 
die Jahreszahl » 1997 « ersetzt. 

§2 

Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Verkün­
dung in Kraft. 

Vom 5. November 1991. (KABI. S. 261) 

Aufgrund von § 14 Absatz 4 der Verordnung über die 
Rechtsstellung und Ausbildung der Vikare vom 17. Mai 
1971 (KABI. S. 63), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 29. Oktober 1991 (KABI. S. 205), hat das Landeskir­
chenamt am 5. November 1991 folgende Verordnung be­
schlossen: 
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§ 1 

Vikaren kann nach Maßgabe der nachfolgenden Bestim­
mungen während der Dauer des Ausbildungsverhältnisses 
auf Antrag ein Mietzuschuß gewährt werden. 

§2 

Der Mietzuschuß wird nur gewährt, soweit die gesamten 
Wohnungskosten (Grundmiete und Nebenkosten) 25% des 
Einkommens des Antragstellers übersteigen. Ist der Antrag­
steller verheiratet, wird das Einkommen beider Ehegatten 
zugrunde gelegt. 

§3 

(1) Der Mietzuschuß kann bis zur Höhe der ortsüblichen 
Wohnungskosten für eine dem Antragsteller angemessene 
Wohnung abzüglich der Eigenbeteiligung nach § 2 gewährt 
werden. 

(2) Als angemessene Wohnungsgröße wird bei Ledigen 
eine Wohnfläche bis ~u 50 qm, bei Verheirateten bis 70 qm 
anerkannt. Für jedes im Haushalt des Antragstellers lebende 
Kind erhöht sich die Fläche um 15 qm. Ist nach den örtli­
chen Verhältnissen die Amnietung einer Wohnung mit der 
in den Sätzen 1 und 2 aufgeführten Flächenbegrenzung 
nicht möglich, können bis zu 20 qm zusätzlich berücksich­
tigt werden. 

(3) Hat der Antragsteller oder sein Ehegatte einen An­
spruch auf Zahlung eines sta~tlichen Wohngeldes nach dem 

Wohngeldgesetz, so wird das Wohngeld auf den Mietzu­
schuß angerechnet. 

§4 

(1) Haben sich die Umstände, die zur Gewährung des 
Mietzuschusses geführt haben, verändert, so kann der Miet­
zuschuB geändert werden. 

(2) Der Antragsteller ist verpflichtet, Veränderungen der 
für die Gewährung des Mietzuschusses maßgebenden Um­
stände anzuzeigen. 

§5 

Ein Mietzuschuß wird nicht gewährt, wenn der Vikar sei­
ne Wohnung nicht den Erfordernissen des Dienstes entspre­
chend wählt. 

§6 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1991 in Kraft. 

Vorstehende Verordnung wird hiermit veröffentlicht. 

Kasse 1, den 13. November 1991 

Bielitz 

Vizepräsident 

Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche 

Nr.30 Richtlinien über die Regelung von Studien­
urlaub. 

Vom 12. Dezember 1991. (GVOBL 1992 S. 1) 

Das Nordelbische Kirchenamt hat aufgrund des Arti­
kels 102 Abs. 3 Verfassung der NEK im Einvernehmen mit 
dem Fortbildungsausschuß der Kirchenleitung die folgenden 
Richtlinien über die Regelung von Studienurlaub beschlossen: 

§ 1 

(1) Studienurlaub kann Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
gewährt werden, die in gehobener Verantwortung tätig sind. 

(2) Die gehobene Verantwortung im Sinne dieser Richt-
linien tragen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 

die für die Vermittlung ständig sich wandelnder und sich 
erweiternder Inhalte verantwortlich sind, insbesondere 
als Studienleiterinnen, Studienleiter, Fachreferentinnen, 
Fachreferenten, wissenschaftliche Mitarbeiterinnen 
oder wissenschaftliche Mitarbeiter, 

die in überörtlicher Leitungsfunktion tätig sind 

oder in vergleichbarer Funktion tätig sind. 

§2 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Sinne dieser Richtlini­
en sind Pastorinnen und Pastoren, Pfarrvikarinnen und Pfarrvi­
kare, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte und Angestellte. 

§3 

Der Studienurlaub ist in sinnvoller Abstimmung mit den 
Aufgaben der jeweiligen Einrichtung bzw. Dienststelle und 
nach eigenen Interessen zu gestalten. Die Länge dieses Stu-

dienurlaubs soll drei Monate nicht überschreiten. Er kann 
erstmals nach zehnjährigem Arbeitsleben und fünfjähriger 
Tätigkeit in dem Arbeitsbereich gewährt werden, dann wie­
derum nach achtjähriger Tätigkeit. 

§4 

Nach Abschluß des Studienurlaubs wird über Erfahrun­
gen und Ergebnisse schriftlich berichtet. 

§5 

Für die Dauer des Studienurlaubs sind die Bezüge fortzu­
zahlen. 

Ein Sachkostenzuschuß kanh in begründeten Einzelfällen 
vom Anstellungsträger im Einvernehmen mit dem zuständi­
gen Fachdezernat gewährt werden. 

§6 

(1) Der Studienurlaub ist zu beantragen und durch die je­
weilige Leitung der Einrichtung bzw. der Dienststelle im 
Einvernehmen mit der Dienst- und Fachaufsicht zu ge­
nehmigen. 

(2) Die Vertretung wird von den betroffenen Einrichtun­
gen bzw. Dienststellen selbständig geregelt. Daraus dürfen 
keine zusätzlichen Kosten entstehen. 

§7 

Diese Richtlinie tritt am Tage nach ihrer Veröffentli­
chung im Gesetz- und Verordnungsblatt in Kraft. 

Nordelbisches Kirchenamt 

Thobaben 

• 

• 
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Evangelische Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) 

Nr.31 Gesetz über den kirchenmnsikalischen Dienst 
in der Evangelischen Kirche der Pfalz (Pro­
testantische Landeskirche). 

Vom 28. November 1991. (ABI. S. 175) 

Die Landessynode hat folgendes Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Auftrag der Kirchenmusik 

Die Kirchenmusik hat Anteil an der Verkündigung des 
Evangeliums und· am Lob des Dreieinigen Gottes. Sie ist 
deshalb wesentliches Element des gemeindlichen und kirch­
lichen Lebens. Daraus folgt als vornehmste Aufgabe der 
Kirchenmusiker/Kirchenmusikerinnen die , W eckung und 
Förderung aller musikalischen Gaben und Kräfte in den Kir­
chengemeinden, Kirchenbezirken und in der Landeskirche. 

§2 

Aufgaben der Kirchenmusiker/Kirchenmusikerinnen 

(1) Zu den Aufgaben der Kirchenmusiker/Kirchenmusi­
kerinnen gehören vornehmlich die Pflege und Entwicklung 
des gemeindlichen Singens und Musizierens, die musikali­
sche Gestaltung von Gottesdiensten sowie die Vermittlung 
alter und neuer geistlicher Musik in kirchenmusikalischen 
Veranstaltungen. 

(2) Im Bereich der Kirchengemeinden haben die Kir­
. chenmusiker!Kirchenmusikerinnen insbesondere die Auf­
gabe, Gottesdienste und Amtshandlungen musikalisch zu 
gestalten. Sie sollen den Gemeindegesang in jeder Weise 
fördern und die Gemeinden mit Liedgut und Liturgie ver­
traut machen. Sie wirken mit bei der musikalischen Gestal­
tung sonstiger Veranstaltungen der Kirchengemeinden. 

(3) Im Bereich der Kirchenbezirke haben die Kirchenmu­
siker/Kirchenmusikerinnen insbesondere die Aufgabe, die 
Kirchengemeinden in ihrer kirchenmusikalischen Arbeit zu 
unterstützen und entsprechende Aktivitäten auf Bezirksebene 
zu fördern. Auf der Ebene eines oder mehrerer Kirchenbezir­
ke wirken sie bei besonderen kirchenmusikalischen Veran; 
staltungen mit übergemeindlicher Bedeutung mit. 

(4) Im Bereich der Landeskirche haben die Kirchynmu­
siker/Kirchenmusikerinnen insbesondere die Aufgabe, das 
gesamte kirchenmusikalische Leben in seiner Vielfalt zu 
fördern und zu koordinieren und darin auch auf die kirchen­
musikalische Arbeit anderer Landeskirchen innerhalb der 
Evangelischen Kirche in Deutschland wie auch anderer Kir-
chen zu achten. · 

(5) Das Nähere über Aufgaben, Rechte und Pflichten der 
Kirchenmusiker/Kirchenmusikerinnen wird in einer Allge­
meinen Dienstanweisung geregelt, die der Landeskirchenrat 
erläßt. 

§3 

Anstellung von Kirchenmusikerinnen/Kirchenmusikern 

(1) Als hauptamtlicher Kirchenmusiker/hauptamtliche 
Kirchenmusikerin kann nur angestellt werden, wer ein 
Zeugnis des Landeskirchenrats über die Anstellungsfähig­
keit als hauptamtlicher Kirchenmusiker/hauptamtliche Kir-

ehenmusikerirr besitzt. Der Landeskirchenrat kann das 
Zeugnis einer anderen Gliedkirche der Evangelischen Kir­
che in Deutschfand über die Anstellungsfähigkeit als haupt­
amtlicher Kirchenmusiker/hauptamtliche Kirchenmusikerin 
als gleichwertig anerkennen. 

(2) Als nebenamtlicher Kirchenmusiker/nebenamtliche 
Kirchenmusikerin soll nach Möglichkeit nur angestellt wer­
den, wer das Bestehen der C-Prüfung oder der D-Prüfung 
für Kirchenmusiker/Kirchenmusikerinnen nachweist. 

§4 

Förderung der Kirchenmusik 

Die Kirchengemeinden, Gesamtkirchengemeinden, Kir­
chenbezirke und die Landeskirche stellen in ihrem Haus­
haltsplan finanzielle Mittel zur Erfüllung des kirchenmusi­
kalischen Auftrags zur Verfügung: Vorhandene Musikin­
strumente und Räumlichkeiten sind den Kirchenmusikerin­
nen/Kirchenmusikern zur Erfüllung der ihnen übertragenen 
Aufgaben unentgeltlich zu überlassen. Technische Hilfsmit­
tel werden nach Maßgabe des Haushaltsplans bereitgestellt. 

§5 

Zusammenarbeit 

(1) Zur Erfüllung des kirchenmusikalischen Auftrags 
sollen die Kirchenmusiker/Kirchenmusikerinnen, Pfarrer/ 
Pfarrerinnen und anderen kirchlichen Mitarbeiter/Mitarbei­
terionen vertrauensvoll zusammenarbeiten . 

(2) Die musikalische Gestaltung von Gottesdiensten und 
Amtshandlungen erfolgt, unbeschadet der verfassungsmäßi­
gen Rechte der Pfarrerin/des Pfarrers, in Absprache zwi­
schen dem Kirchenmusiker/der Kirchenmusikerin und dem 
Pfarrer/der Pfarrerin. Sie haben sich dabei gegenseitig und 
rechtzeitig zu informieren. 

(3) Wird zur musikalischen Gestaltung von Gottesdien­
sten und Amtshandlungen die Mitwirkung einer anderen als 
der zuständigen Kirchenmusikerin/eines anderen als des zu­
ständigen Kirchenmusikers gewünscht, so ist diese/dieser 
vorher zu hören. 

§6 

Bezirkskantor/Bezirkskantorin 

(1) Der Bezirkskantor/die Bezirkskantorin ist der Fachbe­
rater/die Fachberaterio für die kirchenmusikalische Arbeit im 
Kirchenbezirk Anstellungsträgerio ist die Landeskirche. Die 
Zuweisung von Bezirkskantoren/Bezirkskantorinnen erfolgt 
im Einvernehmen mit den Bezirkskirchenräten. 

(2) Zu den Aufgaben der Bezirkskantorin/des Bezirks­
kantors gehört: 

a) die fachliche Beratung der Presbyterien und des Be­
zirkskirchenrats sowie von Organisten/Organistinnen, 
Chorleiterinnen/Chorleitern und Chören im Kirchenbe- · 
zirk, 

b) . die Wahrnehmung eines kirchenmusikalischen Auftrags 
in einer Kirchengemeinde, 

c) die Gewinnung, Begleitung und Fortbildung des kir­
chenmusikalischen Nachwuchses, 
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d) die Ausbildung von D-Kirchenmusikerinnen!D-Kir­
chenmusikem und die Mitwirkung bei deren Prüfung im 
Auftrag des Landeskirchenrats, 

e) die Mitwirkung bei der Ausbildung von C-Kirchenmusi­
kerinnen/C-Kirchenmusikem, 

f) die Vorbereitung und Durchführung von Dekanatskir­
chenmusiktagen und von Bezirkskonferenzen für Kir­
chenmusik, 

g) die Koordinierimg von kirchenmusikalischen Veranstal­
tungen im Kirchenbezirk, 

h) die Mitwirkung bei Visitationen von Kirchengemeinden 
entsprechend§ 3 Abs. 3 des Gesetzes über die Ordnung 
der Kirchenvisitation, 

i) die Zusammenarbeit mit der Dekanatsobfrau/dem Deka­
. natsobmann des Landesverbandes für Kirchenmusik, 

k) der Bericht vor der Bezirkssynode über ihre/seine Arbeit 
und die musikalische Situation im Kirchenbezirk 

(3) Bezirkskantoren/Bezirkskantorinnen mit einem 
Zeugnis der A-Prüfung für Kirchenmusiker/Kirchenmusi­
kerinnen können darüber hinaus folgende Aufgaben über­
tragen werden: 

a) die Abnahme von D-Prüfungen und die Mitwirkung bei 
C-Prüfungen im Auftrag des Landeskirchenrats, 

b) die Ausübung der Fachaufsicht über die nebenamtlichen 
Kirchenmusiker/Kirchenmusikerinnen, 

c) die Erfüllung .von weiteren Aufgaben im Auftrag des 
Landeskirchenrats. 

(4) Langjährig bewährten Bezirkskantoren/Bezirkskan­
torinnen mit einem Zeugnis der B-Prüfung für Kirchenmu­
siker/Kirchenmusikerinnen kann der Landeskirchenrat ein­
zelne Aufgaben nach Absatz 3 übertragen. 

(5) Dem Bezirkskantor/der Bezirkskantorin können in 
einem oder in mehreren Kirchenbezirken Aufgaben übertra­
gen werden. 

§7 

Amt für Kirchenmusik 

Das Amt für Kirchenmusik ist eine Abteilung des Lan­
deskirchenrats und fördert und ordnet das kirchenmusikali-

sehe Leben in der Landeskirche. Es arbeitet mit dem Lan­
desverband für Kirchenmusik zusammen und fördert und 
koordiniert die Zusammenarbeit mit Kirchenmusikerin­
nen/Kirchenmusikem anderer Landeskirchen innerhalb der 
Evangelischen Kirche in Deutschland wie auch anderen 
Kirchen. 

Der Landeskirchenmusikdirektor/die Landeskirchenmu­
sikdirektorin ist der Leiter/die Leiterin des Amtes für Kir­
chenmusik. 

§ 8 

Beirat für Kirchenmusik 

Die Kirchenregierung beruft einen Beirat für Kirchenmu­
sik, der das Amt für Kirchenmusik in Fragen des kirchen­
musikalischen Lebens berät. 

§9 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

( 1) Die Kirchenregierung wird ermächtigt, 

a) die Ausbildungs- und Prüfungsordnungen für C- und D­
Kirchenmusiker/C- und D-Kirchenmusikerinnen und 

b) die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 
Bestimmungen zu erlassen. 

(2) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seinem Erscheinen 
im kirchlichen Amtsblatt in Kraft. Am gleichen Tage tritt 
das Gesetz über die Errichtung des Amtes für Kirchenmusik 
in der Protestantischen Landeskirche der Pfalz vom 17. Ok­
tober 1953 (ABI. S. 172) außer Kraft. 

I 

Dieses Gesetz wird hiermit verkündet. 

S p e y er, den 28. November 1991 

Kirchenregierung 

Schramm 
Kirchenpräsident 

Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens 

Nr.32 Kirchengesetz zur Ausführung des Kirchen­
beamtengesetzes der Vereinigten Evange­
lisch-Lutherischen Kirche Deutschlands. 

Vom 21. Oktober1991. (ABI. S. A 111) 

Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Lan­
deskirche Sachsens hat das folgende Kirchengesetz be­
schlossen: 

§ 1 

Inkraftsetzung 

(1) Mit Wirkung vom 1. Januar 1992 wird das Kirchen­
beamtengesetz der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen 

Kirche Deutschlands (Kirchenbeamtengesetz - KBG -) 
vom 25. Juni 1980 (Amtsblatt VELKD Band V Seite 197), 
zuletzt geändert durch das Kirchengesetz zur Änderung des 
Kirchenbeamtengesetzes der Vereinigten Evangelisch-Lu­
therischen Kirche Deutschlands vom 16. Oktober 1990 
(Amtsblatt VELKD Band VI Seite 134) für die Evangelisch­
Lutherische Landeskirche Sachsens in Kraft gesetzt. 

(2) Zur Ausführung des Kirchenbeamtengesetzes gelten 
die nachstehenden Bestimmungen. 

(3) ·Kirchenbeamte im Sinne des Kirchenbeamtengeset­
zes und dieses Kirchengesetzes sind unbeschadet ihrer 
Amtsbezeichnung alle Männer und Frauen, mit denen ein 
Kirchenbeamtenverhältnis begründet worden ist. 

• 
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§2 

Oberste Dienstbehörde, Dienstvorgesetzter, 
Vorgesetzter, allgemeine Zuständigkeiten 

(zu§ 3 KBG) 

(1) Oberste Dienstbehörde ist das Landeskirchenamt 

(2) Wer Dienstvorgesetzter und wer Vorgesetzter ist, 
richtet sich nach der Kirchenverfassung und den sonstigen 
landeskirchlichen Rechtsvorschriften. 

(3) Die Entscheidungen und Maßnahmen nach den Vor­
schriften des Kirchenbeamtengesetzes und dieses Kirchen­
gesetzes trifft, soweit nichts anderes bestimmt ist, der 
Dienstvorgesetzte und nach Beginn des Ruhestandes sowie 
nach Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses der 
letzte Dienstvorgesetzte. 

§3 

Inhalt des Kirchenbeamtenverhältnisses 
(zu § 4 Absatz 1 KBG) 

Für Kirchenbeamte eines unter der Aufsicht der Landes­
kirche stehenden Dienstherrn besteht eine Treuepflicht auch 
gegenüber der Landeskirche. Diesen Kirchenbeamten ge­
währt neben dem Dienstherrn auch die Landeskirche Für­
sorge und Schutz. 

§4 

Dienstanfänger 
(zu§ 8 KBG) 

Das Nähere über die Rechtsstellung der Dienstanfänger 
regelt das Landeskirchenamt durch Rechtsverordnung. 

§5 

Zuständigkeit für die Ernennung 
(zu § 12 Absatz 2 KBG) 

Die Kirchenbeamten werden von denjeweils zuständigen 
Dienstvorgesetzten (§ 2 Absatz 2) ernannt. Die Ernennung 
von Kirchenbeamten bei den unter der Aufsicht der Landes­
kirche stehenden Dienstherren bedarf der vorherigen Ge­
nehmigung des Landeskirchenamtes. 

§6 

Laufbahnvorschriften, Ausbildungs­
und Prüfungsordnung 

(zu§ 17 KBG) 

Die erforderlichen Regelungen trifft das Landeskirchen­
amt durch Rechtsverordnung in Anlehnung an die für die 
Beamten im Freistaat Sachsen geltenden Bestimmungen. 

§7 

Abordnung 
(zu§ 18 Absatz 5 KBG) 

(1) Liegt ein unabweisbares Bedürfnis für eine Abord­
nung des Kirchenbeamten zu einem anderen Dienstherrn in 
der Landeskirche vor, so kann die oberste Dienstbehörde 
den Kirchenbeamten auch ohne das schriftliche Einver­
ständnis der beteiligten Dienstherren abordnen. Die Einwil­
ligung des Kirchenbeamten ist erforderlich, wenn der in 
§ 18 Absatz 2 Nummer 1 des Kirchenbeamtengesetzes ge­
nannte Zeitraum um mehr als ein Jahr überschritten wird. 

(2) Ein Kirchenbeamter kann durch die oberste Dienst­
behörde mit seiner Einwilligung auch zu einer Tätigkeit im 
Bereich des Diakonischen Werkes abgeordnet werden. 

§ 8 

Ruhestand 
(zu§ 23 Absatz 5 KBG) 

(1) Abweichend von der Vorschrift in§ 23 Absatz 1 des 
Kirchenbeamtengesetzes gilt für den Zeitraum vom 1. J anu­
ar 1992 bis 31. Dezember 1996 folgende Regelung: 

Der Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder auf Zeit tritt mit 
dem Ende des Monats, in dem er das 65. Lebensjahr voll­
endet, in den Ruhestand. Bei Kirchenbeamtinnen tritt an die 
Stelle des 65. Lebensjahres das 60. Lebensjahr. 

(2) Während des in Absatz 1 genannten Zeitraumes ist 
§ 23 Absatz 3 des Kirchenbeamtengesetzes nur im Ausnah­
mefall mit Zustimmung der obersten Dienstbehörde auf Kir­
chenbeamte anzuwenden. 

§9 

Berechnung der Wartezeit 
(zu § 30 Absatz 2 KBG) 

Für die Berechnung der Wartezeit sind die für die Beam­
ten im Freistaat Sachsen geltenden Bestimmungen entspre­
chend anzuwenden. 

§10 

Verantwortung für dienstliche Handlungen 
(zu§ 40 Absatz 3 KBG) 

(1) Bestätigt der nächste Vorgesetzte oder die nächst­
höhere Dienststelle die Anordnung des unmittelbaren Vor­
gesetzten schriftlich, so muß der Kirchenbeamte sie aus­
führen und ist von der eigenen Verantwortung befreit. Das 
gilt nicht, wenn das dem Kirchenbeamten aufgetragene Ver­
halten strafbar und die Strafbarkeit für ihn erkennbar ist. 

(2) Wird von dem Kirchenbeamten die sofortige Aus­
führung der Anordnung verlangt, weil Gef~ im Verzug ist 
und eine Entscheidung nach Absatz 1 Satz 1 nicht rechtzei­
tig herbeigeführt werden kann, so hat er der Anordnung 
nachzukommen. Die Verantwortung geht auf den unmittel­
baren V argesetzten über. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

§11 
Gelöbnis 

(zu§ 41 KBG) 

Das Gelöbnis ist gegenüber dem Dienstvorgesetzten zu 
erklären. Darüber ist eine Niederschrift aufzunehmen. 

§ 12 

Geschenke, Begriff des Angehörigen 
(zu§ 42 KBG) 

(1) Sachgeschenke, die das örtlich herkömmliche Maß 
nicht überschreiten, darf der Kirchenbeamte annehmen. 

(2) Angehörige im Sinne von § 42 Absatz 2 des Kirchen­
beamtengesetzes sind die Personen, denen wegen familien­
rechtlicher Beziehungen gemäß der Strafprozeßordnung das 
Zeugnisverweigerungsrecht zusteht. 

§13 

Politische Betätigung 
(zu§ 43 KBG) 

Das Nähere richtet sich nach den landeskirchlichen Vor­
schriften über die Rechtsverhältnisse von kirchlichen Mitar­
beitern bei der Wahl und Zugehörigkeit zu einer politischen 
Körperschaft. 
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§14 

Nebentätigkeit 
(zu§ 47 Absätze 2 und 3 KBG) 

(1) Die Genehmigung nach§ 47 Absatz 2 des Kirchen­
beamtengesetzes ist vor Ubernahme der Nebentätigkeit ein­
zuholen. 

(2) Die Anzeige nach§ 47 Absatz 3 des Kirchenbeam­
tengesetzes ist auf dem Dienstweg und mit einer Stellung­
nahme des Dienstvorgesetzten vorzulegen. Ist die Tätig­
keit nicht von Dauer oder umfaßt sie lediglich einen ein­
maligen Vorgang, so ist in der Regel keine Anzeige erfor­
derlich. 

§ 15 

Arbeitszeit 
(zu § 49 Absatz 1 KBG) 

Die allgemeinen Vorschriften über die regelmäßige Ar­
beitszeit erläßt das Landeskirchenamt in Anlehnung an die 
für die Beamten im. Freistaat Sachsen geltenden Bestim­
mungen unter Berücksichtigung der Beson9erheiten des 
kirchlichen Dienstes. 

§ 16 

Haftung 
(zu § 52 Absatz 1 KBG) 

Auf Ansprüche nach § 52 Absatz 1 des Kirchenbeamten­
gesetzes kann der Dienstherr in Härtefällen nach vorheriger 
Genehmigung der obersten Dienstbehörde ganz oder teil­
weise verzichten. 

§ 17 

Freistellung vom Dienst aus familiären Gründen 
(zu§ 55 KBG) 

Entscheidungen des Dienstvorgesetzten nach§ 55 Absät­
ze 1 bis 3 des Kirchenbeamtengesetzes bedürfen der vorhe­
rigen Genehmigung durch die oberste Dienstbehörde. 

§ 18 

Ersatz von Sachschaden 
(zu§ 57 KBG) 

Entscheidungen nach § 57 des Kirchenbeamtengesetzes 
trifft der Dienstvorgesetzte in Anlehnung an die für die Be­
amten im Freistaat Sachsen geltenden Regelungen. Für 
Schadensfälle ab einer bestimmten Höhe kann sich die ober­
ste Dienstbehörde die Entscheidung allgemein vorbehalten. 

§ 19 

Abtretung von Versicherungsansprüchen 
an den Dienstherrn 

(zu§ 58 KBG) 

Die Vorschriften des § 58 Absätze 1 und 2 des Kirchen­
beamtengesetzes gelten entsprechend für die Abtretung ei­
nes Anspruches aus einem Vedicherungsvertrag, wenn die 
Beiträge aus einer kirchlichen Kasse gezahlt werden. Wer­
den die Beiträge nur teilweise aus einer kirchlichen Kasse 
gezahlt, so ist ein entsprechender Teilbetrag abzutreten. 

§ 20 

Urlaub 
(zu § 59 Absatz 3 KBG) 

Soweit das Landeskirchenamt keine andere Regelung ge­
troffen hat, sind die für die Beamten im Freistaat Sachsen 
geltenden Vorschriften über den Erholungsurlaub und die 

Gewährung von Urlaub aus anderen Gründen entsprechend 
anzuwenden. 

§ 21 

Wartegeld, vorübergehende Wiederverwendung 
(zu § 66 Absatz 2 und § 67 Absatz 2 KBG) 

( 1) Die Gewährung vonWartegeldrichtet sich nach dem 
in der Landeskirche für die Kirchenbeamten geltenden Be­
soldungsrechte. 

(2) Der vorübergehend wiederverwendete Kirchenbeam­
te im Wartestand erhält Dienstbezüge 

1. wenn er voll beschäftigt wird, in Höhe der Dienstbezü­
ge, die er erhalten hätte, wenn er nicht in den Wartestand 
versetzt worden wäre, 

2. wenn er nicht voll beschäftigt wird, in Höhe der Diffe­
renz zwischen den entsprechend verringerten Dienstbe­
zügen gemäß Nr. 1 und dem Wartegeld; die Entschei­
dung trifft die oberste Dienstbehörde. 

§ 22 

Rechtsweg 
(zu§ 71 KBG) 

(1) Dem Kirchenbeamten steht gegen dienstliche Maß­
nahmen, durch die er sich beschwert fühlt, gemäß § 60 des 
Kirchenbeamtengesetzes der Beschwerdeweg bis zur ober­
sten Dienstbehörde offen. 

(2) Entscheidungen der obersten Dienstbehörde, die sei­
ne dienstrechtliche Stellung betreffen, kann der Kirchenbe­
amte durch eine Schlichtungsstelle nachprüfen lassen. Das 
Nähere wird durch Rechtsverordnung bestimmt. 

(3) Bei der Verfolgung von vermögensrechtlichen An­
sprüchen aus dem Kirchenbeamtenverhältnis bedarf es eines 
Vorverfahrens auch dann, wenn die oberste Dienstbehörde 
beteiligt ist. 

§ 23 

Mitglieder kirchenleitender Organe 
' (zu § 72 KBG) 

(1) Die §§ 18 und 19 des Kirchenbeamtengesetzes fin­
den auf die ordentlichen Mitglieder des Landeskirchenam­
tes und die diesen gleichgestellten Dezernenten keine An­
wendung. § 20 des Kirchenbeamtengesetzes ist nur nach 
Maßgabe der Bestimmungen in Absatz 2 anzuwenden. 

(2) Ordentliche Mitglieder des Landeskirchenamtes und 
diesen gleichgestellte Dezernenten können durch die Kir­
chenleitung mit Zustimmung des Landesbischofs und des 
Präsidenten des Landeskirchenamtes in den Wartestand ver­
setzt werden, wenn ein gedeihliches Wirken im Kollegium 
des Landeskirchenamtes auf Dauer nicht mehr gewährleistet 
ist. Vor einer solchen Maßnahme ist das Kollegium des 
Landeskirchenamtes zu hören. Den Beauftragten nach § 20 
Absatz 2 des Kirchenbeamtengesetzes bestimmt die Kir­
chenleitung im Einvernehmen mit dem Landesbischof und 
dem Präsidenten des Landeskirchenamtes. 

(3) Die Kirchenleitung kann ordentliche Mitglieder des 
Landeskirchenamtes und ihnen gleichgestellte Dezernenten 
mit Zustimmung des Landesbischofs und des Präsidenten 
des Landeskirchenamtes aus zwingenden dienstlichen 
Gründen für längstens drei Monate beurlauben. Der Betrof­
fene ist zuvor zu hören. § 45 des Kirchenbeamtengesetzes 
findet keine Anwendung. 

• 
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§ 24 

Mutter- und Jugendarbeitsschutz, Erziehungsurlaub, 
Schwerbehindertenrecht 

(zu§ 77 KBG) 

Das für Beamte im Freistaat Sachsen geltende Recht ist 
entsprechend anzuwenden. 

§ 25 

Folgeregelungen 

Das Landeskirchenamt ist berechtigt, weitere Vorschrif­
ten zur Ausführung des Kirchenbeamtengesetzes durch 
Rechtsverordnung zu erlassen, soweit nicht eine Regelung 
durch Kirchengesetz notwendig ist. 

§ 26 

lokrafttreten und Außerkrafttreten 

(1) Das Kirchenbeamtengesetz und dieses Kirchengesetz 
treten am 1. Januar 1992 in Kraft. 

1. 

2. 

3. 

4. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

Kirchengesetz über die Rechtsverhältnisse der landes­
kirchlichen Beamten vom 4. Januar 1926 (Kons. Bl. Sei­
te 11); 

Ausführungsverordnung zum Kirchengesetz über die 
Rechtsverhältnisse der landeskirchlichen Beamten vom 
25. September 1926 (Kons. Bl. Seite 105); 

Kirchengesetz über die Rechtsverhältnisse der Kirchge­
meindebeamten. vom 23. September 1926 (Kons. Bl. 
Seite 124); 

Ausführungsverordnung zum Kirchengesetz über die 
Rechtsverhältnisse der Kirchgemeindebeamten vom 
30. September 1926 (Kons. Bl. Seite 139). 

(3)- Das Kirchengesetz über die Versetzung und Ab­
ordnung kirchlicher Beamter und Angestellter vom 
13. März 1965 (Amtsblatt Seite A 23) in der Fas­
sung des Änderungsgesetzes vom 15. November 

'1971 (Amtsblatt Seite A 82) sowie 

, - das Kirchengesetz zur Förderung des Gemeinde­
aufbaus vom 21. November 1967 (Amtsblatt Seite 
A 76) in der Fassung der Änderungsgesetze vom 
15. November 1971 (Amtsblatt Seite A 82) und 
vom 24. Oktober 1975 (Amtsblatt Seite A 89) 

treten zu dem Zeitpunkt außer Kraft, zu dem die neue Kirch­
liche Dienstvertragsordnung in der Landeskirche wirksam 
wird. 

( 4) Von dem in Absatz 1 genannten Zeitpunkt an sirid die 
in Absatz 3 aufgeführten Kirchengesetze sowie weitere 
zunächst in Geltung bleibende dienstrechtliche Vorschriften 
der Landeskirche, die dem Kirchenbeamtengesetz und die­
sem Kirchengesetz entgegenstehen, auf Kirchenbeamte 
nicht mehr anzuwenden. 

(5) Soweit in weitergeltenden Rechtsvorschriften auf 
bisher gültige beamtenrechtliche Vorschriften verwiesen 
wird, treten an ihre Stelle von dem in Absatz 1 genannten 
Zeitpunkt an die entsprechenden Bestimmungen des Kir­
chenbeamtengesetzes sowie dieses Kirchengesetzes. 

Dresden, den 21. Oktober 1991 

Die Kirchenleitung 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens 

Dr. Hempel 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Nr.33 32. Kirchengesetz zur Änderung der Kirchen­
ordnung der Evangelischen Kirche von West­
falen. 

Vom 14. November 1991. (KABI. S. 286) 

Die Landessynode hat mit der für Änderungen der Kir­
chenordnung vorgeschriebenen Mehrheit das folgende Kir­
chengesetz beschlossen: 

Artikel I 

Die Kirchenordnung der Evangelischen Kirche von 
Westfalen vom 1. Dezember 1953 (KABl. 1954 S. 25), zu­
letzt geändert durch das 31. Kirchengesetz zur Änderung 
der Kirchenordnung der Evangelischen Kirche von West­
falen vom 16. November 1990 (KABl. S. 202), wird wie 
folgt geändert: 

Artikel106 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

»Zum Superintendenten ist wählbar, wer ordiniert ist und 
die Anstellungsfähigkeit als Pfarrer in der Evangelischen 
Kirche von Westfalen besitzt; ordinierte Theologen aus an­
deren Landeskirchen dürfen nur mit Zustimmung der Kir­
chenleitung zur Wahl vorgeschlagen werden.« 

Artikel2 

Dieses Kirchengesetz tritt zum 1. Januar 1992 in Kraft. 

Bi e I e f e I d, den 14. November 1991 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Die Kirchenleitung 

D. Hans-Martin Li n n e man n 
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D. Mitteilungen aus der Ökumene 

E. Staatliche Gesetze, 
Anordnungen und Entscheidungen 

Mitteilungen 

Heft 2, 1992 

Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck Evangelisch-Lutherische Landeskirche Mecklenburgs 

Verlust der Rechte aus der Ordination Verlust der Rechte aus der Ordination 

Der Pfarrverwalter Herbert Lange aus Offenbach ist auf 
Antrag mit Wirkung vom 1. Januar 1992 unter Verlust der 
Rechte des geistlichen Standes aus dem Dienst der Evange­
lischen Kirche von Kurhessen-Waldeck entlassen worden. 

Der Pastor Gerhard Lewerenz aus Leussow ist gemäß 
§ 44 Absatz 1 a des Pfarrerdienstgesetzes des Bundes der 
Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen 
Republik vom 28. September 1982 mit Wirkung vom 
10. Oktober 1991 aus dem Dienst der Evangelisch-Lutheri­
schen Kirche Mecklenburgs ausgeschieden. Gleichzeitig hat 
er das Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakra­
mentsverwaltung verloren. 

Kasse 1, den 11. Dezember 1991 

Das Landeskirchenamt 

Der Oberkirchenrat 

• 

• 
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